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Schon bald nach Ausbruch dieses Krieges äußerte die ameri- 
kanische Presse ernsthafte Befürchttm^en über eine {bl^nschwere 

Umgestaltung des Welthandels in der kommenden Friedenszeit: Die 
europäischen Länder würden aus verschiedenen Gründen unmittelbar 
nach Beendigung des Krieges daran gehen müssen, ihre Ausfuhr um 
jeden Preis zu steigern ; ihre Industrien würden eine fieberhafte Tätig- 
keit entfalten und mit den in ungeheuren Massen sich aufstapelnden 
Erzeugnissen vor allem die übaseeiscben Länder fibersdiwenmieii. 
Die deutsche Regienmg z. B. unterstütze die Exportindustrien zu 
dem ausgesprochenen Zwecke »of accumulating reseives for the 
future dumping process«. Nach Friedensschluß werde das plötzliche 
Zurückströmen der vielen Soldaten ein solches Ueberangebot von 
Arbeitskräften bewirken, daß, wenn auch vielleicht die Löhne der 
gesunden und kräftigen Leute höher sein mögen als vor dem Kriege, 
jedenfalls aber die Hunderttausende von Krüppeln arbeiten müßten 
»almost lor any pay«. Und diese billigen Arbeiter würden dann zur 
Erzeugung der bilhgen Exportwaren verwendet. Dagegen zu kon- 
kurrieren werde für Amerika um so schwieriger sein, als hier ein aus- 
geprägter Arbeitermangel herrscht: »It is unfortunate that just at 
a time when we shall bei called upon to make the greatest efforts in 
fhe producing field, that we must be hampeied by a lack of workeis.f 
Und so geht nun das »Dumping« als drohendes Gespenst durch 
die Spalten der Zeitungen, durch die Berechnungen der amerikani- 
schen Industriellen wie durch die Verhandlungen der wirtschaftliclien 

Feld, Anti-Dumping. | 
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Kör|>ersö5anejl*iiiw iPärlain'öntb.* Zwar tauchten vereinzelte Stimmen 
auf, die vor einer Ueberschätzung jener Gefahr warnten: Die Industrie- 
der kriegführenden Staaten hätte nach Rückkehr friedlicher Zustände 
zonächst aaf eixiige Jahre genug zu tun, ihre zeistdrten oder doch 
vernachlässigten Betriebe wieder auf die Höhe za bringen, die Vorräte 
an Rohmaterial und Halbfabrikaten in ziemUcher Menge zu ergänzen 
und dem einheimischen Bedarf zu genügen. Wahrscheinlich \\Tirde 
sich auch ein Mangel an Geld und tüchtigen Arbeitern empfindlich 
geltend machen; die europäischen Löhne würden noch auf lange 
hinaus allgemein sehr hoch bleiben, und anderes melur. Ueberhaupt 
soUe man nicht nnnötige Furcht vor dem Dumping der alten Welt 
hegen. Im Gegenteil: »Instead of worrying about the revival of 
Indus try in Europe, which will follow the war we should be prepared 
to help it along.« Je früher Europa wieder aufblühe, um so bessar 
sei es für Amerika. 

Diese Erwägungen drangen aber nicht durch, zumal es im Interesse 
der amerikanischen FabrUanten lag, die Gefohr des euxopSischen 
Duniiing fOr die heimische Industrie und damit ffir den gesamten 
Volkswohlstand in der öffentlichen Meintmg za. befestigen. Wie hätte 
es auch anders gelingen können, zum Kampfe gegen eine angebliche 
Gefahr die Gesetzgebung in Bewegung zu setzen! Das war ja schließ- 
lich der Zweck des Feldzuges: Protektionistische Maßnalunen gegen 
die europäische Konkurrenz zu erreichen. 

Dabei bemühte man sich in ««ei Richtungen. Man wollte einmal 
die heimische Produktion gegen den unlauteren Wettbewerb der 
ausländischen Importeure auf dem inneren Markte der Union 
schützen, und außerdem der amerikanischen Ausfuhr auf den frem- 
den Märkten eine bessere Stellung verschaffen. Diesen Zwec ken dienen 
die Dumping-Klausel der Revenue Bill (Unfair Competition Act) 
sowie die Webb Bill, die beide gegen Ifitte vorigen Jahres im ameri- 
kanischen Kongreß zur Verhandlung standen. 

Die Tendenzen beider Vorlagen sind recht bezeichnend für die 
Erwartungen, die man in Amerika an die Umschichtung der welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen nach dem Kriege knüpft, und für den 
Stimmungsvunschlag, den sie dort in der öffentlichen Meinimg ver- 
anlaßt haben. Der Freihandel ist ein alter Gnmdsatz der demokrati- 
schen Partei und dennoch trat diese tmd die aus ihr hervorgegangiene 
Regierung für die protektionistischen Maßnahmen der Dumping- 
Klausel ein. Noch einschneidendere Aenderungen erstrebt die Webb 
Bill. Freier Wettbewerb im Innern, Bekämpfung der Trusts und 
Monopole im Interesse der heimischen Verbraucher gehören zu den 
volkstümhchsten Fordenmgen — welche Rolle hat die Trustpolitik, 
z. B. bei den PrSsidentenwahlen öfters gespielt I — und dennoch 
förd^ die Regierung ofien einen Gesetaentwuif, der auf teilweise 
Aufhebung des Kartellierungsverbotes hinzielt. 

Bei der allgemeinen Anerkennung der Grundsätze, welche ir> 
den Antitmst-Gesetzen ihren Ausdruck gefunden halben, mußte von 
vorne herein mit einem beachtenswerten Widerstand gegen ihre 
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Durchbrechung gerechnet werden tmd man hat deshalb von langer 
Hand die Einbringung des Abänderungsvorschlages vorbereitet und 
Stimmung dafür zu machen gesucht. Bereits im Februar 1914, 
also noch vor dem Kriege, hatte die Nationale Handelskammer in 
Washington ^) auf ihrer Jahmversammlung die Einrichtiing einer 
Feiwal Trade Commission giefordert und dabei als eine der Aufgaben 
der Kommission vorgesehen, daß sie Berichte erstatten solle über 
die Ratsamkeit einer Aenderung der Trustgesetze in der Richtung, 
Kartelle imd andere Vereinigungen für den Ausfuhrhandel zu er- 
möglichen. Und wenig später kam auf der Versammlung des National 
Foreign Trade Council im Mai desselben Jahres die Milderung der 
Trustgesetze mit Be0Sg anf Ansfuhrkartelle sor Sprache. Beide K6r- 
perschaften bemühten sich auch damak schon eifrig um die Sammlung 
von Materialien zur Beurteilung der Außenhandels- Verhältnisse. Be- 
sonders aber seit Ausbruch des Krieges fühlte man in der Union, 
daß die Industrie demnächst vor neuen Verhältnissen stehen werde, 
und daß teilweise neue Handelsbeziehungen zu schaffen seien, für 
die sich kdne praktischen l^rfohnmc^ benntaen lassen, man viehnehr 
anf theoietisGlie Erwägungen angewiesen ist. 

Als dann im September 1914 die Föderal Trade Commission 
geschaffen war *) , nahm sich diese der Bewegung mit Eifer an. Sie 
ließ es sich angelegen sein, durch geschickte Propaganda die öffentliche 
Meinung zu beeinflussen, vmd veranstaltete umfassende Erhebungen 
über die Handelsbedingungen in und mit jenen fremden Ländern, 
wo Vereinigungen. Konventionen n. dgl. zwischen den Fabrikanten 
nnd Händlern den Aufienhandel der Vereinigten Staaten beeinflussen. 
Die Unterstbchnngen wurden mit Achtung gebietender Schnelligkeit 
und echt amerikanischer Großzügigkeit durchgeführt. Die Kommission 
ließ dabei nicht niu- die internationale Fachliteratur eingehend durch- 
arbeiten (darunter einige 250 Zeitschriften, viele wissenschaftliche 
Abhandlimgan nnd die Berichte der verschiedensten Anstatten, 
fiiteressenvertretungen, Kartelle usw. der bedeutenderen Industrie- 
länder der Eide), sondern sie veranstaltete auch weit ausgreifende 
eigene Erhebungen und Rundfragen, öffentliche Einvernahmen der 
Exportinteressenten m 17 Städten der Union sowie persönliche 
Recherchen bei wichtigen Unternehmungen an Ort und Stelle durch 
ihre eigenen Beauftragten {Jield agenis) in den verschiedenen lündem. 
In das wichtigste Ausfuhrgebiet, Südamerika, Heß sie sogar eigene 
Studienreisen machen. 

Als Ergebnis ihrer Untersuchungen glaubte die Federal Trade 
Commission feststellen zu können, daß in den meisten fremden Staaten 
Konventionen usw. von Fabrikanten und Händlern häufiger sind 

Chamber of Commeroe of fhe UnitMl Stetes, gewfibnlidi als «Natioaal 

Chamber« bezeichnet. 

') An Act to creat a Federal Trade Commission, to deixne its powers and 
dntiei, e^pioved 2& Sept. 19x4. — > Ueber die Grfliidiiag der KommiMk» oiid 
erste Tätigkeit kann ich nachträglich verweisen auf E. Böhler im Wlltwlrt> 
aehaftlichen Archiv, xo. Band (August 19x7) S. 416*. 

I» 
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als in der Uiuon, weil dort die Comhhiations durchweg nidit'bescliränkt. 
Z, T. iogdx unmittelbar von den Regierungen gefördert werden 
JHe Kommission bezweifelt nicht, daß sich nach Beendigung des 
Krieges des Wettbew^b auf den lEtematioBalen Mäikten ungehaier 
fwichgifat «riid. Sie erwartet, dafi daan die etoopUaehen IndnslnHi 
ihre faoeii entwickelten 0!qBaiiisatioiitt&, Übst Kartelle und SyndilGate 
erst recht nach jeder Richtung ausnutzen werden, um einen konkurrenz- 
fähigen Export zu erzielen. Und die amerikanische Produktion werde 
einen noch schwereren Stand liaben als bisher, vor allem weil ihr 
jene wichtigen ausfuhrfördemden Kräfte, die von den europäischen 
üiltioiiea jetat ao besonders «otwkkell mden, ieUen. Hieraii aber 
trage die kartellleiiidHclie Gesetigelniog der Voeinigten Staaten die 
Hauptschuld. 

Deshalb geht das Bestreben der Kommission dahin, Verein- 
barungen und Kartellierungen amerikanischer Firmen insoweit zu- 
zulassen und zu fördern, als sie sich ausschUeßlich auf den Export 
beschränken. 

Einer aolchen MaBnalime steht aber nicht anein die grundsätz- 
liche Trostfeindlichkeit des amerikanischen Volkes entgegen, sondern 
auch manches praktische Bedenken. Ihre mögUchen Nebenwirkungen 
lassen sich gar nicht übersehen. Vor allem ist die Befürchtung ein- 
leuchtend, daß jene beabsichtigten Ausfulirkartelle, wenn sie erst 
einmal gesetzlich erlaubt sind, sehr bald so ins Kraut schießen werden, 
daO sie ihre Uacht auch den einheimisciien Markt der Union 
empfindlich möchten iOblen lassen. Die hiegegsn vorgesehenen 
Kautelen konnten nur zu leicht unwirlcsam bleiben, wie so manche 
andere klug aiisgedachten Bestimmungen der Trustgesetze. Die 
Kommission sah sich denn auch gezwungen, ilire Vorscliläge zu ver- 
schleiern, um sie mundgerecht zu machen. Sie gab ihnen eine harm- 
lose Fassung, die sie kaum noch als Durchbrechung der bisherigen 
truatfeindli<äien Grundsätae erkennen lieB: Der Kongreß solle ledig- 
lich eine authentische Interpretation der Antitrust laws vornehmen 
in der Richtung, die bestehenden Zweifel über die Zulässigkeit von 
€Xport Cooperation zu beseitigen! 

Tatsächlich gilt aber in Amerika als ziemlich allgemeine Rechts- 
anschauung, daß nach den bestehenden Gesetzen auch jene combina- 
ikms dnrdbAUs verboten sind, die sich auf das Ausfuhrgeschäft be- 
adufinksn, andi dann, wenn dieses nicht mit unlauteren Praktiken 
verbtmden ist Der Kommission mußte also daran liegen, diese An- 
schauung tunlichst frühzeitig, schon vor der allgemeinen Diskussion 
über die neue Gesetzes vorläge, ins Wanken zu bringen. Und ihre 
Mitglieder haben denn auch schon im Jahre 1915 wiederholt Gelegen- 

* Ausführliche Nachweise dafür bringt der umfangreiche Kommission s- 
bericht, der Ende Juni 1916 dem Kongreß vorgelegt wurde: Federal Trade 
Cowmiasiop. JRsport cn Cooperation in American expori trads. In two parte. 
Firt I: Samflursr and report; Paart II; Bdiibits. Wediiiigtoii, Govecnmmft 
Printing Preß 1916. 387 und 597 S. _ Vgl. biezu meine Anscdge m den Jtkbr» 
böchetn lür Kationalökonoiiue und Statistik 19x7. 
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leit genonmieii, zu erklären, dafi 'Sbmm» die nicht die gleicben Gtf- 
schäfte betreiben^, ohne irgend welche Besorgnisse vor dea Anti- 

tnnit-Gesetzen sich zur Förderung ihres Außenhandels in Verkatdish 
Vereinigungen (joint selling agancies) zusammenschließen können •). 

Etwa um die gleiche Zeit, Ende Oktober 191 5, berichtete die 
Presse, zwischen dem Präsidenten Wilson und dem Handeissekretär 
JUifidi sei Einigung endelt Über dns Vorgehen gegen dS» Ueber- 
flntang mit enxopfiischen Waren unter Selbstkosten. Uus kttadislt' 
an, WUstm, Redfield und Davies» der Vorsitzende der Federal Tradb- 
Commission; würden gemeinsam für gesetzliche Beschränkimg des 
ausländischen Wettbewerbs eintreten. Und z%var nach zwei Rich- 
tungen: Einmai sollte der Verkauf unter Selbstkosten seitens der 
aamSrtigen Finnen'ale oalauterer Wettbewerb unter die Anti-tnist- 
Gesetze gestellt wid damit strafbar werden (wurde verworkKebt iü 
der Revenue biU, von der noch zu sprechen ist); und zum- andern 
wollte man die amerikanischen Exporteure in den Stand setzen »to 
cooperate in the establishment of foreign sales agencies««), — Die 
genannten und andre einflußreiche Staatsmänner und Politiker haben 
auch in der folgenden Zeit öfter die Gelegenheit benutzt, sich zugunsten 
einer solchen Gesetagebu^ za änßem^): und am 2& Juni 1916 
brachte der Abgeordnete Weib, Vorsitaender des ludidmy Commiäie 
des Repräsentantenhauses, den Gesetzentwmf ein, der unter seinem 
Namen geht, »based upon recommandations made by the FedenÜ 
Trade Commission«. 

Der Entwiuf sah vor, daß die Sherman Anti trusl law und die 
Ciayim AnÜ Inmt lam steht aasgelegt werdien sollen in dem Sinne» 
als ob den heimisdien Produzenten verboten wäre, zur Forderung 
des AuB^ihandels sich zusammenzuschUeBm (to combine) oder 
gemeinsame ausländische Verkaufsagenturen zu errichten. Natürlich 
ging es nicht ohne Widerspruch, Abänderungen, Zusätze usw. ab, 
aber schließlich wurde der Entwurf mit 200 gegen 14 Stimmen vom 
Repräsentantenhause angenommen. Im Senat dagegen gelang es 
einer eiaflofireiehen Oppositioo, bei der sieb neben La FoBotr tm& 
aadem Repnblikanem progressiver Tendenzen auch der Demokrat 
RMd befand — den Beschluß hinauszuschieben* Zunächst soilfeB 
noch gewisse Erhebungen gemacht werden'"). 

Unterdes ließ sich die Federal Trade Commission nicht abhalten, 
öie Verkaufsvereimgungen für den Export zu fördern, trotzdem 

*) Uncompeting ßrms, d. h. solche» di« verschiedenen Industrien 
m^Mnn Oda sm miadesDn venchtedeas Wftren innerhalb de» gtoklMi 

Industriezweige» produzieren. 

Däs erklärte z. B. ein Mitglied der Kommission auf der JahresvenamiBp 
long der Aasociation o£ National Advertisers Ende 

*) VgL 1^ B. The oommewiei 9md fiaaacial cditenicla. New Yotk VfL i«, 

t^ai (Nr. 2637, vom 30. Okt. 1915). 

^) Z. B. Wilson ia einem persönlichen Briefe vom 12. Ma» igdi, vtsGUmU 
Ikht ia Boston Eveaing Traascnpt vom 27. Mai X916. 

**) Vgl. hiesu auch die au» dem Goauneeiial und imaadal dwobidB aal» 
aoinmencD Angaben im Weltwirtsdiaftl. Acdiiv, Baad le^ S» 40»*. 



Digitized by Google 



— 6 — 

die Webb BiU noch nicht Gesetz geworden war. Sie beharrte auf 

ihrem wohl etwas eigenartigen aber taktisch gebotenen Standpunkt, 
daß solche Ausfuhrkartelle nidit Tinter die bestehenden Trust-Verbote 
fielen. Und so wurde z, B. im Oktober 1916 die Gründung der ttfirst 
unt07i for foreign trade^ mit Genugtuung angekündigt: 80% der 
amerikanischen Ausbeute an Douglas-Fichten liaben sich zu einer 
Aosfohr-Handelsveieimgung zasammengeschJossen mit Hilfe des 
Bmeau of Foreign and Domestic Commerce und unter Zustimmung 
der Federal Trade Commission 

Immerhin kam der Regierung die Verzögerung des Gesetzes recht 
unerwünscht. Die Presse bemülite sich, dessen baldige Annahme als 
dringend notwendig hinzustellen. »The Webb bül should be passed 
witlicmt forther delay.« Und schlieSlidi setzte sidi finch der Präsi- 
dent Wilson in seiner Dezemberbotschaft an den Kongreß mit Nach- 
drück für die Forderung ein: 

»I shall not argue at length the desirability of giving a freer band 
in the matter of combined and concerted effort to those who shall 
undertake the essential enterprise of building up our export trade. 
That enterprise will presently, will immediately assume, has indeed 
already assnmed, a magnitude unprecedented in our experienoe. 
We have not the necessary instromentalities for it piosecution: it 
is deemed to be doubtful whether they could be created upon an 
adequate scale under our present laws. We should clear away all 
legal obstacles and create a basis of undoubted law for it which will 
give freedom without permitting unregulated license. The thing must 
be done now, becauae the opportunity is here and may eacape us 
if we hesitate ar delay«*). 

Ob seitdem der Senat seinen Widerstand aufgegeben hat und 
das Gesetz angenommen wurde, habe ich leider bei den jetzt so spär- 
lichen Verbindungen mit Amerika nicht zuverlässig feststellen können. 
Dagegen wissen wir von der zweiten eingangs erwähnten Friedens- 
Tüstung der Vereinigten Staaten, daß sie Gesetzeskraft erlangt hat: 
Am ZG. Juli 1916 nahm das Repiäsentantenhaos mit 240 gegen 140 
Stimmen die R e V e n u e - B i 1 1 an, welche in dem Abschnitte 
über den unlauteren Wettbewerb das Dumping unter Strafe stellt. 
Hiebei wird unter Dumping verstanden, die in die Union eingeführten 
Waren dort allgemein und s\ stematiscu zu einem Preise zu verkaufen. 

Vgl. z. B. New York Tribunta vom x6. Oktober 1916. 

Ueber den Plan des Weshingtoner Haaietaanites, die ftomikaiiisdieii 
Ausfuhrhänaer in gemeinsamen Exportagenturen im Auslände zu or- 
ganisieren, vgl. »Plutus« 14 (1917) S. 462. Daselbst S. 310 ist über die 
große American International Corporation berichtet, in der sich 
eine Reihe der filhrenden amerikanischea Banken rar FArdernng der nofd- 
amerikaninchen Ausfnlir vaeeinigt haben. Daselbst S. 360 iür äbnlicha 
deutsche Maßnahmen: P. R. Sin per: »Wiederaufbau der Ausfuhr«. Gegen 
deutsche Exportbanken: Fr. Urb in von der Diskontogssellach. in Voss. Ztg.. 
vom 18. and 13. Juli 1917 (vgl. Flatus S. 332). 

*) Mesaago to Oon^raB, 15, Deaenber 1916. 
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4er wesentlich niedriger ist als der Markt- oder Großhandelspreis 
jener Waren im Ausfuhrlande zur Zeit der Ausfunr, einschließlich 
Fracht, Abgaben und sonstigen Spesen der Einfuhr. Die Strafbarkeit 
wird aber erst begründet, wenn das Dumping geschieht in der Ab- 
sicht , eine Industrie in den Vereinigten Staaten zu zerstören oder 
zu sdiädigen, odier das Entstehen einer Industrie dort zu verliindem, 
oder irgend einen Teü des Handeb mit jenen Waren in der Union seu 
beschränken oder zu monopolisieren. Vergehen gegen die Bestimmung 
sollen mit einer Geldstrafe bis zu 5000 Dollar oder mit Ge&ngnis 
bis zu einem Jahre oder mit beidem bestraft werden. 

Der Entwurf dieser Bestimmung war im Manufaciurers' Record 
von dem Vorsitzenden der Federal Trade Commisston angekündigt 
wordien; sie bezwecke, unlauteren Wettbewerb von aufioi her in 
dmselben Maße zu verhindem, wie er innerhalb der Union verboten 
ist. Schutzmaßnahmen gegen jenen angeblich unlauteren Wett- 
bewerb durch das europäische Dumping hatten die Industriellen 
grade in letzter Zeit besonders dringlich verlangt, u. a. der Präsident 
des Stalütrusts (dessen eigne Ausfuhrpolitik übrigens dem gleichen 
Dumping huldigt!) und Vertreter der Textilindustrie; spedell die 
S^ntzen&brikanten der Nen-Etagland-Staaten klagten über die fransd- 
sische und schweizerische Konkurrenz, die der plötzliche Verlust 
der europäischen Nachfrage im Kriege zu Schleuderverkäufen nach 
Amerika gezwungen habe. Vor allem aber sollen die Farbstoff -Fabri- 
kanten zur Aufnahme der Dmnpmg-Klausel bewogen haben. Die 
amerikanischen Kriegsgründungen der chemischen Industrie brauchten 
auf absehbare Zeit notwendig des Satzes gegen die sofort nach 
Friedensschluß einsetzende scharfe Konkurrenz d»r hoch entwickelten 
deutsclien Industrie. 

Ueberhaupt gilt das Dumping in jenem Feldzug ja allgemein als 
eine charakteristische Eigenschaft der deutschen Ausf ulirindustrien, 
besonders von deren Kartellen und Syndikaten. Bei diesen Vor- 
würfen wird übrigiens nicht immer das gleidie unter Dumping ver- 
standen. £b wäre nicht ohne Reiz» die mannig&chen Iftnacfareibongen 
jenes Begriffes zusammenzustellen. Im engeren Sinne trifft die 
Bezeichnung vor allem das Verfahren, welches den Ausfuhrpreis 
niedriger stellt als den einheimischen Marktpreis ^"). Man wendet 
sie aber auch z. B. an, wenn Waren unter den Herstellimgskosten 
verkauft werden, besonders wenn damit eine Ueberflutung des fxemden 
Marktes verbunden ist; oder aber auch, wenn anf dem inländi- 
schen Markte die Konkurrenz durch Unterbieten verdrängt werden 
soll, wie es z. B. die Standard Oil Gesellschaft und ähnliche Organi- 
sationen in den Vereinigten Staaten gemacht haben, um nacliher 
unumschränkt zu herrschen und die Preise nach Belieben erhöhen zu 

") So z. B. Dr. Edwin E. P r a 1 1 , Leiter des Bureau of Foreign and 
Domestic Commerce, "Wasbington. Auch Arthur H. W e e d in »Nations Business« 
vom November 19x5 und viele andre. Aehnlich ProL Frank Will. Tantsig 
(BanranQj Mtoady sale ol a conunm&fcy to a fonigner «t a knrec price fhea 
to doBMitic oonsnmers«. VgL aach W. Feld im' »Flutus« 14 (1917) S. 264. 
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üSniien. Dann wieder gilt als Dumping, wenn europäische Länder <fe» 
iMpui of their jaciories nach Amerika werfen, at any price they can gel. 

Knapp imischreibt Arthur E. Holder, Legislative Agent der 
American Federation of Labor das Dmnping als ^geiling rid of sotneihing 
ihat yon don't warU*. Er meint weiter, ulumping, ihough a new word, 
ü on cid getmeM. Alle Nationen hätten sich dessen schuldig gemadit 
bis zum Ausbruch des Krieges. Und die Amerikanw hätten »dompedt 
und die Beleidigung (wenn es überhaupt eine ist) weg erklärt, indem 
sie sagten, daß sie sich durch die Maßregel von einem Ueberschuß 
befreiten, den sie daheim nicht verkaufen könnten. Sie Iiaben mehr 
erzeugt als der Markt aufnehmen konnte, und älinlich wie die Kauf- 
leats, die gröfiere Vonftte von M^tersadsen haben als sie «ul dem 
ftbiichen Wege absetzen können, haben sie topenM a down-^hcosi^ 
or bthahcost slaughier salet. Der amerikanische Diim])er sage, er wolle 
lieber sein Produkt auf einem ausländischen Markte opfern als seinen 
Geschäftsumfang einschränken oder seine Arbeiter entlassen 

Schon diese wenigen Beispiele, die der nordamerikanischen Presse 
der letzten Jahre entnommen sind, zeigen, daß das Dumping nicht 
ansBchliftBürh den deutschen Fabrikanten und Exporteuxmi vor- 
gewuffen wird. Man verhehlt nicht, daß die Trusts der Amerikaner 
selber in großzügigster Weise jenes Verfahren anwenden. So wurde 
z. B. gelegentlich des Kampfes um den Zolltarif von 1909 den Ver- 
fechtern hoher Zölle der ja auch uns geläufige Einwand entgegen 
gehalten, daß die geschützen Industrien im Auslande beträchtlich 
billiger verkaufen als auf dem einheimischen Markte. Die trust- 
feindliche Öffentliche Meinung legte darauf um so mehr Gewicht, 
als jene Praxis nicht bloß vereinzelt, zur gelegentlichen Entlastung 
des inneren Marktes vorkommt, sondern eine regelmäßige Gepfk)gen- 
heit ist. 

Als Beleg für das Dumping der amerikanischen Trusts darf auch 
dar Nem Ztämid Agricuttme Implmmits Urnm^täme» ImportaUan 
aad SaU Act von 1905 erwähnt werden. Durch ihn bekämpft New 

Seeland den gegen die einheimische Fabrikation landwirtschaft-: 
lieber Maschinen gerichteten vernichtenden Wettbewerb des American 
HarvesUr Trust sowohl mittels Produktionsprämien von einem 
Drittel (!) des Wertes, die den neuseeländischen Fabrikanten zum 
Schutze gegen den Preisdruck des nordamerikanischen Trusts aus- 
besahli weiden, wie durch gleich hohe Einfuhrprämien ffir Import e ure 
landwirtsdiaftlicher Maschinen aus großbritannischen Fabriken. Die! 
Anwendung scharfer Z ol 1 maßnahmen war in diesem Falle nicht 
möglich, weil die neuseeländischen Farmer von einer Erhöhung der 
Zölle auf diese ihre Bedarfsartikel nichts wissen wollten "). 

. Selbst der eingangs erwähnte Bericht der doch sehr trustfreund- 
lichen Föderal Trade Commission muB zugeben: lOne of tiie most 
commoastatementsmadeabotttexport trade ~ that of other countri«». 
aswellastfa at of the United States — is to the effect that lazgie produrj 

") Berichtet nach einem Interview im Washington Stsr vom sa MOTieBlNr.< 
., **) Hftndelsmnseum 21. Jahrgang, 1906^ S. 149. • ' i 
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Oers or comtonatioiis of prodncers frequently seil cheaper to tfaeir 

foreign than to their hfüne Cbstomers. Ti^ any considefation (rf 
tariff Problems, this is an important malt er« ^^). 

Mitunter wird zwar versucht, das arnenkanisclie Dumping zu 
beschönigen, indem man es als eine mildere Form erklärt. Man unter- 
scheidet nämUch das vorübergehende Dumping zur Entlastung des 
inneren Marktes, um einen FkodoktionsüberschuB schnell los za 
werden von dem Bestreben, durch ständiges Unterbieten 
die Konkurrenz an die Wand zu drücken tmd dadurch die Herrschaft 
über den Markt zu erhalten. Dieser Absicht wird z. B. die deutsche 
Kohlenteer-Industrie beschuldigt. — Ein ehemaliger Trade Adviser 
des U. S. Departenwni oj State, Charles M. Pepper^*) behauptete, 
das Dumping habe den amerikanischen Fabrikauiten vor dem Kriege 
gegolten tas a convenient nnloading on the foreigner of their snrplns 
stock at cut prices«; dann aber auch »(in the days of their palmy 
ignorance of South America) as sending second rate and unsalable 
goods to that supposedly benigthed region«. Wenn sie keine Ueber- 
schnßprodukte los werden mußten oder keine Ansammlimgen un- 
verkäuflicher Vorräte anbringen wollten, hatten die amerikanischen 
Fabrikanten anf das Dumpmg verachtet Es sei nnr als v o r ü b e r- 
gehende kranqifarti^ Aeußerung aufgetreten. Die leitende Idee 
der Amerikaner war also angeblicli »the disposal of surplus and un- 
salable goods«. Dem gegenüber bezweckten aber die europäischen 
Industrien, durch ständiges Unterbieten der amerikanischen 
Fabrikanten in den Vereinigten Staaten einen dauernden Markt zu 
eiobem^. 

Namentlich der deutschen Industrie wird das vorgeworfen. 

Selbst dort wo man zugibt, daß das Bmnping im auswärtigen Handel 

aller Länder üblich ist, meint man, daß die Deutschen — owing 
to their geographic and otlier trade disabilities — das Verfahren in 
einem vorher nie erreichten Ausmaße getrieben und zu einer Wissen- 
schaft ansgebildet hätten: »By its means tiieir exporters and agents. 
weie enabled practically to dose certain coontries of the world in 
some lines to all competitors. This not only applied to coimtries 
like South America but to European nations as well. In France 
they undersold American machinery manufacturers, and even French 
makers of carlxjlic acid were underbid in their own country by their 
German rivaJs. Britain, witli no protective barriers, was flooded 
Im X. Band S. 377. 

Jnd^ Gary (von der Stoel Corporation): sporadic dampinf, vM 
durch Verkauf zu oder unter Selbstkosten den Preisdruck zu beseitigen. 

Sein Aufsatz erschien u. a. in dem St. Louis Star vom x. November X9X5 
und in den Nebraska News vom 3. November 1915. 

DieM letftera Abaiclil gitc Usweiloi als notwendiges Merkmal de» Dani^ 
ping, z. 6. auch bei Max Packer, Do vaderlandsche niji'crheid in körnende 
jaren (Deventer 1916 S. 37): »Het »dumpen» bestaat uit hct op een bepaalde 
markt aanbieden >an producten beneden kostprijs, met het doel overtoevoer 
te «oorimien op andere xnaikten, of oaa nfentre marktmi te «innen, of ende 
verloren g^^ane nuukten te herwinnen«. 
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with cheap Geiman articles, and we all remember its rage on Victoria's 
jubilee at discovering that the »buttoms« it had to buy weie all 
made in Germany«"). 

Jedenfalls ist das Dumping ein bereits seit längerer Zeit be- 
stehender Brauch, und wenn die Gesetzgebung der Vereinigten Staaten 
auch eist jetzt, während des Krieges, dagegen eingeschritten ist, so 
lassen sich doch die Bestrebungen asu seiner BekSmpfnng länger 
zurück verfolgMi. Spätestens tun die Jahrhundertwende war die 
öffentliche Meinung dort wie in Europa auf die Gefahren der Export- 
schleuderei aufmerksam geworden. Hüben und drüben begann man 
Maßnahmen zu erwägen, welche die Ausfulirvergütungen der Kartelle 
und ihre schädlichen Folgen bekämpfen sollten. Bereits damals 
konnte im dentschen Reidistag der in Fragen der Handelspolitik 
vorzügUdi unterrichtete Abgeordnete G o t h e i n feststellen, daB 
sich überall der Widerstand gegen die Exportprämien rege, »was 
für die deutschen Kartelle im höchsten Grade imbequem sei« 
Und gleichzeitig fiel an derselben Stelle auch eine Bemerkung, 
welche gut die große Bedeutung kennzeichnet, die das Dumping 
•der amerikanischen Industrie für deren Ausfuhrhandel bereits damals 
besaß 

Thß Dumping bogey is an old one, schrieb das New York Journal of 
Commerce am 9. November 1915. Der Popanz des Dumping ist schon 
alt. Und die Furclit vor ihm ist nicht auf irgend eine politische Partei 
beschränkt, sondern eine allen gemeinsame. Seine Bekämpfung hat 
deshalb auch schon früher in den Zolltarif-Verhandlungen eine 
gewisse Rolle gespielt, und fast wäre in den Underwood-Tarif von 
191 3 eine entsprechende Bestimmung aufgenommen worden nach 
Muster der gleich zu er\vähnenden D\unping-Klau?el von Kanada. 
Der Senat lehnte aber damals den bezüglichen Beschluß des Repräsen- 
tantenhauses ab. Inzwischen verstärkte sich die schutzzöUnerische 
Bewegung in den Vereinigten Staaten immer mehr. Seit Ausbruch 
des Krieges kam dann noch die Gefahr vor der Ueberfintung des 
amerikanischen Marktes mit europaischen Erzeugnissen nach Friedens- 
Schluß als besonders wirksamer Agitationsstoff hinsu, der selbst die 

31) The Chiefaoo Daily Tribane, 3a Auglist 1916^ Die vielfachen AnUagen 

gegen die weitreichende PrSmimpolitik der deutschen Kartelle und Syndikate 
dürfen hier als bekannt vorausgesetzt werden. Vgl. z. B. Georg Gothein, 
Agrarpolitisches Handbuch (Hrsg. V. Handelsvertragsverein 1910/11), S. 422 
und den LItecataniacbweis im Hudw d rt e i hn ch der StaatswiRsensdiaften, Act. 
»Ausfuhrprämien«; 

") Sitzung vom i6. Jannar 1903. Stenogr. Berichte, 8. Band, S. 7342. 
Dem Vorschlage einer internationalen Regelung der Kartellprämieo' 
Frage hlrtt der Abgeordnete G a m p entgegen : »Ich will dem an sich im Prinsip 
nicht widenpreelien. Aber wenn sich diese Aktion gegen Amerika richtet 
-»nnd das muß sie natürlich — glauben Sie, daß sich Anierika 
anscbiieflen wird ? Ebensowenig wie Rußland der Zuckerkonvention beigetre- 
ten ist, ebenso werden sich die Amerikaner hüten, einer Konimiti«m beisn- 
tceten, die ihren Interesceo widerspricht.« Sitnmg vom 4. November 1902. 
Stenogr. Berichte 7. Bd. S. 6x3a. 
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Demolcraten veranlaßte, tmter Führung des Präsidenten Wilson**) 
iluen bisherigen F^ohandelsstandpimkt sa levidieien. Unkontrollier- 
bare Gerüchte besagten, Wilson ziehe vor, durch zolltarifari* 

sehe Maßnalimen das Dumping nach Amerika überhaupt zu verhin- 
dern, anstatt das vollzogene Dumping s t r a f r e c h 1 1 i c Ii 7Ai verfolgen. 
Indessen betonten die Demokraten, an iliren alten Freihandels- Grund- 
sätzen festsEohalten ; »peace or war, there shall be no retum to the 
old protection taiiff systemt. Unter Brj^ans Führung hatte die Partei 
einen Schutzzoll-Tarif als verfassungswidrig verworfen; und jetzt 
erklärte auch Wilson, daß Schutzzölle völlig ausgeschaltet werden 
müßten ; die Vereinigten Staaten wollten ihren eigenen Markt der 
Welt öffnen, um einen größeren Anteil auf fremden Miijkten zu erhalten. 

Die Gegner meinten freilich, der eigene Markt der Union sei 
17 mal wertvoller als der Außenhandel und schliefilich liefe doch 
auch der Regierungsentwurf grundsätzlich auf staatliche Beschützung 
der Industrie hinaus. Dem Freihandel widerspreche es eben so sehr» 
die Einfuhr zu Schleuderpreisen nachträglich zu bestrafen, als sie 
von Vorne herein durch Erhebung eines Sonderzolles zu verhindern: 
»This is mereby protection under another name. It will be punitive, 
whereasthe tariff niethodispreventive.c Diese letztere sei aber er- 
heblich wirksamer. Auf den 2S611tarif könnte der Industridle rechnen, 
nicht aber auf die Dumping-Klausel. Immerhin war man sich klar» 
daß selbst ein nur mäßiger republikanischer Schutzzoll keine Aus- 
sicht hatte, von dem derzeitigen demokratischen Kongreß angenommen 
zu werden; und so sammelte ein Teil der Opposition seine Kräfte 
auf die Bildung einer Tarif kommission. Gegen Ende 191 5 wurde 
in Chicago eine Tarijf Conmissum Leage gegiündet unter Führung 
von ThomasA.£ diso n» James J.Hill und George W. Pe rk i ns 
Sie erstrebte die Errichtung eines ständigep Ausschusses von 7 Hann, 
mit den weitest möglichen Ermächtigungen »of rcsearch, examination 
and recommandation on tariff matters«. Nur eine solche Kommission 
könne das Dumping-Problem und andere Fragen auf wissenschaftliche 
Höhe heben sowie mit der notwendigen Gründlichkeit und Schnellig- 
keit behandeln. »To recommend a policy of prosecution would not 
only shaw a failure to appreciate tiie gravity of dumping, it would 
be a transparent artifice to save somebody's po'itical face.« Die — 
Opposition drang aber nicht durcli. Und das Eigebnis war schließlich 
doch die erwähnte Klausel des Revenue law. 

Immerhin fehlt es dieser auch jetzt nicht an Kritikern. Vor 
allem winden die Mängel jener gesetzlichen Bestimmung betont. 
Ifan gab die Schwierigkeit m bedenken, im Finnelfalle festzustellen, 
ob die Ausfuhrpreise ^virklich niedriger als die Inlandpreise der Aus- 
fuhrländer seien. Und man l:>efürchtete auch, wenn das Gesetz nicht 
sehr taktvoll angewendet werde, Vergeltungsmaßnalimen gegen die 
amerikanisclie Ausfuhr in den fremden Staaten. Vor allem aber 

Ob etwa diese SteUangnabme Wilsons von Fopulantätsrücksichten 
auf die V^oderwahl mm Frftaidatten mitbeirtimint gewesen sein mag, ist hier 
ni c ht SB mtecflodtoBa 
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meinten die Juristen, das Gesetz werde nur in den seltensten PflUen 
anwendbar sein nnd ein toter Buchstabe bleiben, wie so manche 

andere Bestimmtmgen der Antitrust- und Tarifgesetze. Die Ver- 
folgtmg des Dumping werde weitschweifig, verwickelt, verbitternd 
Und unwirksam sein, »as slow as were the antitrust prosecutions«. 
Amenkanische Importeure» die ihre Rechtsanwälte tun Rat fragten, 
wie sie sich den neuen Bestimmungen gegenüber verhalten rnOBten, 
erhielten die Auskunft, daß sie nichts von dem Gesetze zasoigen hätten. 
Die Möglichkeit einer gerichtlichen Verfolgung auf grund der Dumping- 
Klausel sei sehr entfernt. Zwar sind die Straf bestimmungen recht 
hart, aber sie können nur angewandt werden in den Fällen, wo nach- 
gewiesen ist, daß der Importeur »allgemein und systematiscli« Waren 
unter dem ansländischen Ifarktpreise in die Ve^inigten Staaten ein- 
bringt, und daß er zugleich das tut in der Ab si c ht auf Veimchtung 
oder Schädigung einer Industrie der Union. Wie wird sich das be- 
weisen lassen ? »Wbat is Iiarder to proof than an intent ?« Die Juristen 
sind überzeugt, daß es dem Staatsanwalt sehr schwer — wenn über- 
haupt — möglich sei, eine Verurteilung auf Giimd der Bestimmung 
ZU erwirken. Wenn ein Importeur außerhalb billig einkauft mit der 
Absicht» in der Union im Wettbewerb mit den einheimischen Fabri- 
kanten zu verkaufen, so werde seine »Absicht« meist doch nur die 
sein, einen Gewinn zu machen durch möglichst großen Umsatz ; aber 
er werde kaum den Wunsch oder die Erwartung haben, eine ein- 
heimische Industrie zu vernichten oder zu schädigen. Wobei sich 
auch noch Schwierigkeiten ergeben, was hier unter einer »Industrie« 
m viBEstdien ist. ~ Die Bestimmungen erinnern übrigens stark aa 
gewisse Teile der berühmten Shexman Anti-trust Law und unter- 
sdieiden sich durch die eben erwähnten Einschränkungen erheblich 
von den üblichen Anti-Dun^ping-Voischriften anderer ZoUtarü-Gesetae» 

Um diese Unterschiede wenigstens kurz anzudeuten, dürfte es 
ausbracht sein, den Wortlant der vendiiedenen Bestimmungiett 
miteinander zn vergleichen, zumal sie in der deutschen Litentur * 

nur erst wenig bekannt worden sind. Vorschriften der Ver- 
einigten Staaten'*) lauten : 

»See. 8oi. Es ist ungesetzlich für jede Person, welche Waren 
aus einem fremden Lande in die Vereinigten Staaten einftilirt oder 
an der Einfuhr beteiligt ist {assisiing in imporUng), solche Waren 
aUgemein {eommonly) md systematisch einzuführen, zu verkaufen 
oder ihre Einfuhr bzw. Verkauf zn veranlassen — zu einem Preise» 
der wesentlich niedriger ist als zur Zeit der Ausfuhr nach den Ver- 
einigten Staaten der Marktwert oder Großhandelspreis jener Waren 
in den Hauptmarktorten des Landes ihrer Erzeugung oder anderer 

Zeitweise hatte man sogar daran gedacht« den Verkauf ausländischer 
Waren unter den Selbstkosten als anlauteren Wettbewerb unter die bisherig» 
AaUto wit *C > i i tigi)bung m tteltoii. 

*") U. sligKlruckt in N««r York jeanal of CoauMica and Im " BiC KmmMt 
Vaadtm, vom ag. JoU 1916. 
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tander Lander, in die sie gevröbnlich eingefülut urarden, betrag:; 
nachdem jenem Marktwert oder Großhandebpreis noch Fracht, Ab- 
gaben und andere Lasten und Ausgaben zugeschlagen wiu-den, die 
notwendig mit der Einfulir und dem Verkaufe in den Vereinigten 
Staaten verbunden sind: vorausgesetzt, daß solches geschieht mit 
der Absicht {inietU), eine Industrie in den Vereingten Staaten zu 
vemiditen odier zu schädigen, oder das Emporkommen {estaNishmeni^ 
einer Industrie in den Vereingten Staaten zu verhindern, oder irgend 
einen Teil des Gewerbes und Handels {trade and commerce) solcher 
Waren in den Vereinigten Staaten asu beschränken oder m monopoli- 
sieren .<i 

£ä folgen die anfangs erwähnten Strafbestimmungen. 

V<m d»n früheren entsprechenden Vorschiiften ist nocb am 
diesten die Klausel des k anadischen Zolltarif-Gesetzes vcfk 
1907 ■*) in Deutschland bekannt geworden: 

»See. 6 Punkt i. Wenn nach Kanada exportierte Waren von 
einer Klasse oder Art sind, wie sie in Kanada selbst hergestellt wird, 
und der Ausfuhr- oder der an einen Importeur in Kanada wirklich 
zu zahlende Verkaufspreis niedriger ist als der gangbare Marktpreis 
desselben Gegenstandes, wenn derselbe zum heimischen Verbranch 
nach den gewöhnlichen tmd üblichen Verhältnissen im Ausfuhrlande 
zur Zeit seiner Ausfuhr verkauft worden wäre, — so wird von diesem 
Artikel bei der Einfuhr nach Kanada als Zuschlag zu den anderweit 
festgesetzten Zöllen ein Sonderzoll (dumping duty) im Betrage des 
Unterschiedes zwischen dem erwähnten Verkaufspreise für die Aus- 
ftdir und dem era^Umten gangbaren Marktpreise fflr den heimischen- 
Veibrauch erhoben nnd zwar aodi dann, fsüls der betreffende Gegen- 
stand sonst nicht zollpflichtig ist. — Der Sonderzoll darf jedoch in 
keinem Falle 15% ad valorem übersteigen . . .(< ■*). 

Diese Bestimmung ist die Erweiterung einer Vorschrift, die 
bereits einige Jahre früher erlassen worden war. Sie war enthalten 
in den Vorschlägen zur Abänderung des ZoUtarifes von 1897, welche 
der kanadische Finanzminister am 7. Juni 1904 dem Parlament unter- 
breitete und die schon vor der parlamentarischen Genehmigung 
vorläufig in Kraft gesetzt wurden. Der Zuschlagszoll sollte im all- 
gemeinen bis zur Hälfte des gewöhnlichen Einfuhr z olles betragen, 
aber bei gewissen Erzeugnissen der Eisenindustrie sogar bis auf 15% 
des Wertes gesteigert werden können. Die Maßregel wollte be- 
sond^ eine Reihe nordamerikanischer Trusts der Eisen- imd StaU- 
waienbranche treffen, nnd sie soll sich schon sehr bald in der Praxis 

») Zollkompai, 5. Bd. 3. T«U, 2. Heit S. XI. Auch Deutsches Uandels- 
Axtbit 1910 I, S. 278. 

Befreit von der Dumping duty sind u. a. Waren, die olineliin aehon 
mit einem Einfuhrzoll von 50^^ cIgs Wertes belastet sind, oder in Kanada einer 
Verbrauchssteuer (Akzise) unterliegen. Ein Memorandum des Department 
of CusUms vom 24. August 1914 bestimmte femer, daß der Sonderzoll nicht 
ftbobeo weiden wem der Vetkan^prel» in Keaada um weniger als 5% 
nnter dem gangbaren Marktwerte bleibt 
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bewährt haben. Schon im Oktober 1904 berichtete das österreichische 
Handels-Museum ^^), die Dumpingklausel behufs starker Zollbelastung 
der von fremden Trusts und Kartellen zu Sclileuderpreisen nach 
Kanada versendeten Waren funktioniere weit glatter als anfangs 
vorausgesehen wurde. Einige der I^:iists mußten sich sdion bald 
entschliefi^i, aaf kanadischem Boden eigene Werke za grOnden, wie 
z. B. die United States Steel Corporation, die Pressed Cor Sied Company 
(die größte nordamerikanische Unternehmung für Erzeugimg stähler- 
ner Eisenbahnwagen), und die große Lokomotivfabrik der American 
Locornotive Company. 

Bald nach Kanada hat Australien in einem besonderen Gesetz 
über den imlaateren Wettbewerb, auch Kartellgesets genannt, die 
Bekämpfung des Dumping eingeiführt. Das QesetL trägt die be- 
zeichnende Ueberschrift : »An Act for the Preservation of Australian 
Industries, and for the Repression of Destructive Monopolies« (Nr. 9 
von 1906). Es ist erlassen am 24. September 1905 und wird offiziell 
zitiert als Australian Preservation Act 1905. Neben der Unterdrückung 
der Monopole (Teil 2) behandelt der iüct in Teil 3 die »Preservation 
of Dumping«. 

Unter Dumping ist hier verstanden der Verkauf ins Ausland 
zu Verlustpreisen oder mindestens m Preisen, die keinen Gewinn 
übrig lassen, lun jegliche Konkurrenz in unredlicher Weise zu be- 
seitigen. Die näheren Umstände, unter welchen bis auf den Beweis 
des Gegenteils ein Wettbewerb importierter Güter als unredliches 
Dumping ZU betrachten sei, werden in folgender Fonn angegeben 

a) Falls dieser Wettbewerb unter den gewöhnHchen Geschäfts Verhält- 
nissen wahrscheinlich dazn führen müßte, daß die australische 
gleichartige Ware nidit länger erzeugt oder vom Markte zurfick- 

gezogen würde oder nur mittels einer Ungenügenden Entlohnung 
der Arbeiter ohne Verlust erzeugt werden könnte; 

b) falls die vom Importeur oder dem Verkäufer der fraglichen im- 
portierten Waren angewandten Vertriebsweisen als unredlich 
(unfair) zu betrachten wären; 

c) falls der Wettbewerb tatsächlich oder voraussichtlich eine un- 
genügende Entlohnung der Arbeiter der betreffenden australischen 
Industrie bewirken müßte; 

d) falls der Wettbewerb voraussichtlich oder tatsächlich zu einer 
tiefgreifenden Zerrüttung einer australischen Industrie oder der 
Arbeitslosigkeit australischer Arbeiter führen müßte; 

e) felis der l^nporteor die impo rti e r t e n Güter vom Fabrikanten oder 
seinem Mandatar zu Freisen erstanden hat, die tief unter den her- 
kömmlichen Produktionskosten oder Marktpreisen am Orte der 
Erzeugung oder des Einkaufs stehen ; 

f) falls die importierten Waren vom Fabrikanten oder seinem Man- 

") Band 19 S. 508. 

**) Ich beantsB die Uebenetmag des BamtekmuMtiais: Band 82 (1907) 
& 307. 
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datar in Australien zu Preisen verkauft werden, die keinen bürger- 
lichen Gewinn über den Marktwert des lx;treffenden ausländischen. 
Gebietes oder über seinen ausländischen Marktpreis übrig lassen, 
wenn daza noch alle Lasten hinzugeschlagen werden, die vom. 
Verschiffongsorte bis znr Ankunft nach Australien auflaufen. 
Bei der Beurteilung irgiend eines ausländischen Wettbewerbes 
als unredliches Dimiping ist zu beachten, ob die geschädigte australi- 
sche Industrie nach ihrer Leitung, ihren Produktionsverfahren, ihren 
Anlagen und Maschinen auf der Höhe der Zeit steht oder veraltet 
ist. Und vor dem unlauteren Wettbewerb werden nur jene australi- 
schen Industrien geschützt, die den diesbezüglich entscheidenden' 
Verwalttmgs- oder richterlidien Bdiörden als vorteilhaft ffir Austra* 
lien erscheinen, da sie mit geziemender Rficksidit für Produzenten,. 
Arbeiter und Verbraucher betrieben werden. 

Der Schutz gegen das Dumping besteht darin, daß der Justiz-^ 
minister die Einfuhr entweder verbietet oder nur unter bestimmten 
Bedingungen gestattet, nachdem vorher der Sichter den Tatbestand 
des unredlich«! Dumping festgestellt hat. 

Nach dem Muster von Kanada gelangte dann auch im Jahre 
1914 die Südafrikanische Union zu ähnlichen Bestim- 
mungen -''). Die Regierung hat eine Zeit lang geschwankt in ihrer 
Stellungnaiime zu der Diunpingklausel. Wälurend sie im Gesetz- 
entwurf vom Februar 1912 jenen Sonderzoll vorsah, ließ sie ihn in. 
dem Entwurf des nächsten Jahres fallen« Am Ende erlangte er aber 
doch Gesetzeskraft. 

Einen früheren Akt als den kanadischen von 1904 habe ich bisher 
nicht finden können. Wahrscheinlich war es der erste seiner Art. 
Damit würde eine gelegentliche Notiz übereinstimmen, daß die briti- 
schen Kolonien im Jahre Z905 mit dieser Geset^bong angefangea 
hätten. Wie zu jenem Zeitpunkte die Frage gesetriicher MaBnahmei» 
gegen das Dumping begann, die Oeff entlich keit stärker zu beschäf- 
tigen, zeigt auch das damalige Erscheinen des Buches von H. A. A g a c y 
über Freihandel, Schutzzoll, Dmnping, Ausfuhrvergütungen und 
Vorzugstarife ^*). In diesem Buche, das 1903 aus der Presse kam,, 
werden vom Standpunkte des englischen Mutterlandes einige Zoll- 
fragen erörtert, über die sidi jeder Wähler in Großbritannien ein» 
tauchst klare und bestimmte Vorstellung machen müsse. Und 
zwar handelte es sich dem Verfasser dabei außer um die Wünsch - 
barkeit von Vorzugszöllen für die britischen Kolonien hauptsächlich 
um die folgenden Fragen: Ob es nicht, selbst wenn der Freihandel 
grundsüLzlidi aufrecht erhalten werden soll, %vünschenswert sei,, 
gewisse Aenderungen der engUschen Wirtschaftspolitik einznfOhren». 
namentlich znr Bekämpfung des »M/atr inuUng und der Ausfnhr- 

*) Castoms Ttritf Act 1fr. 96 of 1914. Abgttdrackt im Boaid of Ttad» 

Joornal vom 13. Augnat X914, Supplement. 

»*) Henry A. A g a c y , Free trade, Protection, Dumping, Bounties aiuL 
Preetrential Tarifis. London, Longmans, Green u. Co. 1903. 83 Seiten. 
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Vergütungen, sowie der Vorzogsfrachtsätze iür die Aasfuhr in den 

Ausfuhrstaaten tisw. ? 

Diese Fragen waren damals aktuell. Und ich möchte den Ge- 
dankengang Agacys kurz skizzieren als bezeichnend für eine gewisse 
allgemeinere StrOiniuig, welche auch dem übenseogten FMhttndler 
bestimmte schutzzölinerische Maßnahmen annelunbar machen will. 

Was ist unfair trading? Agacy gibt ein Beispiel von 
dem, was man gewöhnlich darunter versteht. Man nehme an, ein 
deutscher Schienenfabrikant erzeuge im Jahre 1^4 Millionen Tonnen 
za etwa 5 £ die Tonne. Der deutsche Schutzzoll ermögliche ihm, 
X IGllion Tonnen zu 6 £ m verkaufen. Den Ueberadmß von Million 
Tonnen setze er in England zu 4 £ zo s die Tonne ab, also 10 s unter 
seinem Selbstkostenpreis, Ibn nehme femer an, daß der englische 
Fabrikant die gleiche Ware unmöglich unter 5 £ die Tonne herstellen 
kann. Das Ergebnis ist: Der deutsche Fabrikant hat einen Rein- 
gewinn von 750 000 £ gemacht und er hat außerdem die englische 
Industrie.^rge/)' blocked, weil er sie im Umfange von ^ Million Tonnen 
tmterboten hat. Und der englische Fabrikant ist machtlos dagegen. 
Dieses Unterbieten nenne man im gewöhnlichen Sprachgebraache 
dumping oder unfair trading, obgleich es in Wahrheit natürlich nicht 
unfair sei. Es handelt sich hier um die Fälle, wo Waren im Ein- 
fuhrlande trotz gleicher oder sogar etwas höherer Herstellungskosten 
billiger verkauft werden als die einheimischen Produkte i n- 
iolge künstlicher Preisbildung {ariificuH mmiiptUaiwn 
•of fh» pric^. Sei es nun, weil der Fabrikant die überschüssige Pro- 
•duktion los werden will oder weil er absichtlich und S3-stematisch 
die Industrie der Einfuhrländer binden {jjloch^ und das Land dauernd 
unterversorgt halten will '•'»). 

Diese Fälle seien wohl zu unterscheiden von jenen, in welchen 
der britische Fabrikant legüimatdy and fairly unterboten {undersold) 
wird infolge natürlicher Vorteile. 'Während in den letz- 
teren Fällen die englische Industrie nach den Grundsätzen d»a Fk^* 
liandels, der die allgemeine Arbeitsteilung der Welt nach ihren natür- 
lichen Produktionsverhältnissen zur Voraussetzung hat, nicht ge- 
schützt werden darf, verlangen die Fälle des unfair trading eine 
Abwehr ebenso wie die Fälle der Ausfuhrvergütimgen, der Vorzugs- 
frachtsätze für die Ausfuhr nsw. »The theoiy of free trade can be 
defeated in two ways: the first is, that althongh 3^ may be abie to 
produce a commodity at no greater escpenditnre of capital and labour 



*) »Itis not the German 's busin^ss to look alter your interests. The laws 
olhis oountryandof youts allow him toact in this manner, and as a keen riYal 
there is no naaoo why he abould not.« Uebrigaos sei das Beispiel wohl stark 
übertrieben und in diesem Umfange käme das Verfahren nicht vor. Aber dafi 
es angewendet werde, sei zweifellos (S. 13). Agacy ist berichtet worden, 
»that the American may be »dumping« here only in the natural way to get 
ridof his surplas, the Gennaa is doing it with fhe delibemte pnrpose ol iajiufiig 
the indntliy in England; bat this would not in my optnion jiiatify «ny 
of bitteniest towaids Getnuuu on tiiat acoount« (S. 62}. 
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(or cven less) than anyone eise, you may still be undersold in your 
market by a System by whicli the price is artificially worked; the 
second is, that although for a foreign market you may produce a 
commodity as befoie, at no greater expendittne of capitäl and laboor 
(or even leß) than anyone eise, yoa may bettndersold for that market 
by an artificial aid or assistance, the nature of which is repugnant 
to your economic theory; in other vvords, in tlie iiist case by unftdr 
trading, in tlie second by bounties.« (S. 46.) 

Der kurzsiclitige Freihändler verwirft zwar auch liier jeden Ein- 
griff, um nicht den Bneis ffb: den .Verbraucher, zn vergrößern. Die 
wahre Freihandelslehie aber hat- za fragen, ob die Erzeugung der 
Waren uns eine größere Ausgabe von Kapital und Arbeit gekostet 
hat als dem Ausländer, oder besser ob wir Kapital \md Arbeit eben 
so produktiv, d. h. mit eben so großem retum ausgenutzt haben wie 
der Fremde. Abwehrmaßnahmen gegen Dumping und Bounties sind 
also nicht gegen den Geist des Freihandels. Freilich kann man nur 
die bedeutendteten Industrien gegen das Dumping schlitzen und auch 
das darf erst geschehen, wenn umfassende Untersuchungen festgestellt 
haben, daß das Dumping tatsächlich zu emsthaften Schädigungen 
der heimischen Volkswirtschaft führt. Soweit die Ausfuhrerleichte- 
rungen fremder Staaten durch Prämien, Vorzugsfrachten die heimi- 
sche Industrie schädigen, sind sie genau wie das Dumping zu 
bekämpfen, wenn ihnen auch vielleicht etwas weniger Bedeutung 
beizumessen ist Wenn sie hingegen dazu angewandt werfen, dem 
englischen Export in fremde Länder Konkurrenz ZU machen, 
sind Gegenmaßnahmen nicht so unbedingt zu befürworten. Nur 
wenn bei sonst gleichen Verhältnissen der Betrag der Prämien so 
hoch ist, imi dem fremden Wettbewerb ein entschiedenes üeber- 
gewicht über den Engländer zu geben, sollte den Prämien des Aus- 
lands eine ähnliche künstliche Ifilfe für den englischen Fabrikanten 
vom Staate entgegengesetzt werden. — ^ 



■jcbt; 

r 
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Die Entstehung dieser Gedankengänge^) und ihre allmähliche 
Verbreitnng verdiente wohl eingehender betrachtet zu werden, ebenso 

wie die gesetzlichen Mafinahmen, die sich daran knüpfen. Soweit 
ich mir gelegentlich der nur sehr kurzen beruflichen Beschäftigimg 
mit diesen Fragen einen Einblick in die einschlägige Literatur ver- 
schaffen konnte, sind die Maßnalunen nicht genügend bekannt und 
fehltes noch durcliaus an einer leidlich vollständigen Zusammenstellung, 
deren Notwendigkeit aber wohl nicht tust bewiesen zu werden brandit. 
Leider ist es mir aus empHndlichem Hangel an Zeit zunächst nicht 
möglich, der Frage näher nachzugehen, wie denn überhaupt dieser 
Aufsatz nn r die allgemeinen Umrisse andeuten kann. Im- 

Sie tauclitcn z. B. bereits in den deutschen Parlamentsverhandluni^en 
der Jahre 1868 bis 1876 auf, wo man den damals ja so einflußreichen Frei- 
hSndlera AusgleichszöUe gegen die französischen titres d'acquits -4-caution 
mnndiifereeht m machen aachteb Vffl. Amnerkimg 44. 

Feld, ABd-Dw^oK. 9 
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merhin möclite ich versuchen, ähnlich wie oben über die Anti- 
Dumping-Bestrebungen auch noch über die gesetzHche Bekämpfung 
der Ausfuhrprämien eine kurze Ueberschau zu geben. Vorher bitte 
icb aber den Leser, einer flüchtigen A])SGhweifimg zn folgen. 

"Wir haben uns bisher darauf beschränkt, die Dumping-Bekämp- 
fiing auf den Absatz markten des Auslandes ta betrachten. Die 
Axisfuhzsdileiideiei wirkt aber nicht nnr auf die ausländischen Kon- 
kurrenten, sondern sie schädigt ja auch die inländischen 
Verbraucher, indem sie diesen die Preise ihrer Bedarfsgüter erhöhte 
Den Preistreibereien der einheimischen Kartelle auf dem inneren 
Bfarkte entgegen zu treten, beabsichtigen gewisse zollpolitische Mafi- 
nahmen von Kanada und Neufundland von 1904 bzvr. 
Z905, wdche für diese FäUe die Regierung zur Herabsetzung oder Auf- 
hebung der betreffenden Einfuhrzölle ermächtigten, damit dem Publi- 
kum der V orteil vernünftigen Wettbewerbs in Bezug auf die Artikel 
zuteil werde ^^). 

Wenige Jahre vorher waren ähnliche Anträge im deutschen 
Reichstage gestellt worden gelegentlich der Beratung des Zolltarif- 
Gesetzes von 1902 '*). In den Verhandlungen erhob man besonders- 
die bekannte Klage, daß die Rohstoffproduzenten und Halbzeug- 
industrien (Kohle, Walzdraht usw.) ihre Erzeugnisse den ausländischen 
Fabrikanten von Fertigprodukten oft erheblich billiger liefern als 
den einheimischen, somit die Volkswirtschaft ihres eigenen Landes 
empfindlich schädigen. Verschalft doch jener Unterschied zwisdien 
Inlands- und Auslandspreis den ausländischen Industrien einen offc 
erheblichen Vorsprung verringerter Produktionskosten, der es den 
heimischen Fabrikanten schwer macht, den Wettbewerb auf dem 
Weltmarkte wirksam zu bestehen. — Indessen die ganze Kartellfrage 
war damals noch nicht spruchreif {die große Kartellenquete wurde 
bekanntlich erst später, in den Jahren 1903— 1905 vom Reichsamt 
des Innern veranstaltet); es erhoben sich auch veifassungspolitische- 
Bedenken und noch andere Widerstände. Und von den AntrSgen. 
gelangte keiner zur Annahme. 

II. 

Nunmehr sollen die Maßnahmen gegen die Aiisfuhrvergünsti' 
gimgen fremder Staaten betrachtet werden. Eines eiu-würdigen Alters 
darf sich die sogenannte »Prämienklausel« mancher Handels- 
vttrträge rtfl mien. Durch sie verpflichten sich die Vertragsstaaten. 

Vgt. im kanadiaehon ZoOtmi nach dem Stande irom i. Februar 19x0 

den Art. 12; im TarÜgesetz von Neufundland nach dem Stande von 1907 den» 
Art. 28. Deutsches Handels- Archiv 1910 I, S. 279 bzw. 1907 I, S. 1133, 

Unter anderem : Antrag Albrecbt und Genossen zum ZolltarÜ- 
Geaets } xb und Antrag Broemel. Reidtstagsdradaadien, xa L^idatuv 
periode, 2. Session 1900/03, 7. Anlageband S. 49x2 (Nr. 726 und 729)* Weitar»- 
Anträge waren bereits vorher in der Kommission gestellt worden. 

Die Plenarverhandlungen sind enthalten im 7. Band der Stenographische!» 
Berichte S. 6087 ff. Vgl. anch im 8. Band S. 7342. 
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gegenseitig, in den Rückveigütangen keine veisteclcten Aosfolir- 
prämien zu leisten. Soldie Bestimmtmgen finden sich z. B. schon 

in dem Handelsvertrage zwischen den Staaten des Deutschen Zoll- 
vereins und Frankreich 2. August 1862. Dort steht in Artikel 6, 
Absatz 4: »Die bei der Ausfuhr französischer Erzeugnisse bewilligten 
Ansfuhrvergütungen sollen genau nur die inneren Steuern (im franzö- 
sifidbon T^rte heißt es droits de consornmatioin) eisetsen» weldie SEiif 
dein gedachten Ei^aeugnissen oder auf den Stoäen, ans denen sokhe 
verfertigt sind, ruhen«'*). 

Während hier, wenigstens in der deutschen Fassung, nur von 
der Rückvergütung innerer Steuern die Rede ist, berücksichtigt der 
preußisch-österreichische Handelsvertrag vom 11. April 1865 auch 
die rückvergüteten Zölle: Art. 5, Ziffer 2. »In jedem der vertragenden 
Staaten soUen die bei der Ausfuhr gefwisser Erzeugnisse bewilligten 
Ausfuhrvergütungen nur die Zölle oder inneren Steuern ersetzen, 
welche von den gedachten Erzeugnissen oder von den Stoffen, aus 
denen sie verfertigt worden, erhoben sind. Eine darüber hinausgehende 
Ausfulirprämie sollen sie nicht enthalten, lieber Aendenmgen des 
Betrages dieses Vergütungen oder des Verhältnisses derselben zum 
ZoiOe oder 2U den inneren Steuern urird gegenseitige, Ifitteilung er- 
folgen«**). Die gleicheBestinunung ist in mehreren anderen Handels- 
vertlSgen enthalten, z. B. in dem österreichisch-italienischen Vertrage 
vom 23. April 1867 (Art. IX, Ziff. 3) und im Handels- und Zollvertrage 
zwischen dem ZoDverein und Oesterreich vom 9. März 1868 ^^), sowie 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn vom 16. Dezember 
1878'*). Der letztere Vertrag hat im Schlußpiotokoll noch den 
Zusatz: »Die beiden vertragschliefienden Teile werden dafür Sorge 
tragen, daß die innere Gesetzgebung der technischen Entwicklung 
der einer inneren At^abe unterliegenden Industrie der Art folge, 
daß die Steuerrückvergütung die tatsächlich entrichtete Steuer nicht 
übersteige.« 

Als Kuriosum sei die auffäUige Bestimmung des österreichisch- 
serbischen Handelsvertrages von 1881 erwähnt: »Für Waren, welche 
in den freien Verkehr übergegangen sind, darf eine ZoUrückerstattung 
bei der Ausfuhr nicht stattfinden« (Art. VI). Hier sind also auch die 
reinen Rückvergütungen verboten. Die Vereinbaning hatte den 
Zweck, Mißbräuchen zu begegnen. Jedenfalls ist diese Bestimmung 
bisher vereinzelt gebheben"}. 

a>) Gesetaammlmig für die kanigUcheii pranBinchwii Staateo, 1865 S. 340 
(Nr. ax). 

W) Daselbst S. 568 (Nr. 25). 

Art. 4 ZxtL 2. BundesgesetAIatl des Moiddentsdien BimdeB 1S68 

S. 241 (Nr. 17). 

»•) Art. 3. Reicbsgesetzblatt 1878 S. 366 und 380 (Nr. 37). 

"*) Eine anscheinend ähnliche Bestinunung in dem zwischen Oesterreich 
nnd Ungarn gescUossenen Vertrage vom 8. Oktober 1907 kann hier nicbt warn 
Vetgleiche herangezogen werden: »In einem Staatsgebiete eingehobene Zölle 
döxfen ohne Znstinwnnng der Regierung desaelbeii in dem anderen StMte» 

2* 
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Die Bemerkung von L e x i s im Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften : in den neueren Verträgen sei von der früher üb- 
lichen Beschränkung der Ausfuhrvergütungen niclit mehr die Rede, 
stimmt nicht ganz. Z. B. enthält der Hajidelsvertiag zwischen der 
Schweiz und Italien vom 13. Juli 1904 die PrSmieDJdaosel in dec 
folgfenden Fassung: »l>ie 2>5lle sowie die inneren Al^ben, die auf 
der Erzeugung oder Zubexeitung von Waren lasten, dürfen bei der 
Ausfuhr der Erzeugnisse, für, die sie entrichtet wurden, oder der 
Waren, die aus diesen Erzeugnissen hergestellt wurden, ganz oder 
teilweise zurückerstattet werden.. Jeder der vertragschließenden 
Teile vnpflichtet sich jedoch, ohne die Einwilligung des andeien Teüs 
ffiT: keinen Artikd Ansfohiiwäniien m gewähren, tinter weldier Be- 
zeichnung oder in welcher Form es auch sein möchte« {Alt, 8). 

Eine Art Prämien kl an sei besteht auch z. B. seit 1905 in dem 
deutsch -österreichischen Handels vertrage: »Bei der Ausfuhr von Gerste 
oder von Gerstenmalz aus dem freien Verkehre des deutschen Zoll- 
gebiets werc^n Einfuhrscheine nur mit der Maßgabe erteilt werden, 
daß der Festsetzung ihres. ZoUwertes der niedrigste derjenigen Zoll- 
sätze zugrunde gel^ wird, wdche jeweils für emzelne Arten oder 
Verwendungszwecke von Gerste bestehenf *•). 

Das umfassendste und wohl auch bekannteste Beispiel vertrag- 
licher Vereinbarungen gegen Ausfuhrprämien bilden die internationalen 
Zuckerkonventionen. Die mannigfachen Schäden der Zuckerprämien 
worden schon.frOhe aUgemein zugegeben, auch in den Zucto prodn- 
zierenden Ländern.- Da man zugleich einsah, daß der einzelne Staat 
nicht isoliert dagegen voig^hen könne, ohne seine Zuckerindustrie 
empfindlich zu treffen, so versuchte man eine internationale Ver- 
ständigung herbeizuführen *°). Bereits in den Jahren 1864, 1875 
und 1876 wurden Uebereinkünfte zwischen Frankreich, England, 
Belgien und Holland getroffen, nach denen innerhalb eines jeden 
dieser Länder Zockersteoer und Zuckerzoll gleich hoch sein und hei 
der Ausfuhr nicht mehr als die ausgelegte oder angesetzte Steuersumme 
zorückvergütet wN:den sollte. Die Uebereinkünfte blieben aber 
wirkungslos, weil sie nicht von allen Staaten gleichmäßig durch- 
geführt werden konnten und überdies die schnell aufblühenden 

gebiete unter keinem wie immer gearteten Titel rückvergütet werden« (Art. VI, 
Abs. 2). Die Absicht ist hier, eine Ergänzung des Vertrags tarifs in dem Sinne 
m geben« daß nicht auf einem Umwege einsaitig Zollfreiheiten mcpestaodan 
Warden können. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Abmachung selbst ve rst&nd- 
lidl.. Gustav Li p p e r t , Das internationale Finaasrecht» I912* & 562. 
*) In der 3. Auflage im 3. Bande S. 495. 

**) Znsativertrag zum BtandelsvertFage vom 6» Deaember 1891. Vbm 
25. Januar 1905. Reichsgesetsblatt 1906 S. 148 (Nr. 7). Abgedruckt in der 
Sammlung des Reichaamts des Innem: Die HandeUvertrige des Deutschen 
Reichs, 1906, S, 759. 

**) Die literatur hierüber ist befc>imtlir.b reichlich. Kurse Uebexridit 
& B. bd Muc V. Heekel, Art. t&ickenteoer, ZvckerMll« im WSrlerbodi 
der VolksTvirtschaft II, S. 970. Man vgl. die Handbücher Iflr VkouathuUk' 
•cbait; auch manche völkerrechtlichen Abhandlungen usw. 
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Zuckerindustrien Deutschlands und Oesten-eich-Unganr; mit ihrer 
durch die Steuersysteme begünstigten Ausfuhr als Konkurrenten 
auf dem Weltmarkte erscliienen. Die Mißstände wuchsen und man 
Vttrsiichte ihnen ein Jahrzehnt später durch eine neue Konvention 
beizühonmien. Sie «uide am 30. August 1888 in London abgeschlossen 
und war auf Beseitigung jeder AushiirprSinie in jeder Form gerichtet* 
Aber, obgleich die wichtigsten europäischen Staaten (auch Deutschland 
und Rußland) sich ihr anschlössen oder (wie Oesterreich-Ungarn 
und Frankreich) ihr wenigstens grundsätzlich zustimmten, gelangte 
sie nicht zu praktischer Wirksamkeit Die vorgesehene Ratifikation 
unttfblieb. Aach als wiedenun 10 ■ Jahxe später die Angelegenheit 
vom neuem aufgenommen wurde, und es gelaugt die Vertreter der 
Staaten im Juni 1898 zu einer intemationalen Zuckerkonferenz in 
Brüssel zusammen zu bringen, waren die Aussichten auf eine Ver- 
ständigung längere Zeit hindurch nur recht gering. Schließlich glückte es 
aber doch, der Schwierigkeiten leidlich Herr zu werden in der be- 
kannten Zuckerkonvention des Jahres 1902. 

Etwa um die gleiche Zeit* tauchten Bestrebungen auf, die 
auch andere AusftihärvergQnstigungen, namentlich die Prämien der 
Kartelle durch zun schenstaatliche Vereinbarungen bekämpfen woll- 
ten. Im deutschen Reichstag befürwortete Georg G o t h e i n eine 
internationale Regelung der Exportprämien der Kartelle nach dem 
Muster der Brüsseler Zuckerkon\-ention, und der Staatssekretär 
Posadowsky hielt den Gedanken für durchaus erwägenswert"). 

l^nen andern Weg wollte der frohere italienische Schatzminister 
Lttszatti einschlagen. Er verlangte in der italienischen Kammer 
Unter deren starker Zustimmung, in die neuen Handelsverträge solle 
eine Klausel gegen Ausfuhrprämien aufgenommen werden, eine Klausel, 
welche besagt, daß in dem Falle, wo ein Land vermöge der Bildung 
von Verkaufsvereinigungen unter Ausnutzung der eigenen Schutz- 
flSDe erheblich unter den Preisen exportiert, wetehe auf seinem Inland»- 
markte endelt werden, und damit die Schutzzölle eines anderen Staates 
Unwirksam macht —von einer Bindung der Tarife nicht mehr die Rede 
sein dürfe, sondern daß dann das betreffende Empfangsland berechtigt 
sein solle, seine Zölle entsprechend zu erhöhen. Der Vorschlag — der 
übrigens mit den deutschen Spiritusprämien begründet wurde — 
weicht von den bisher üblichen Prämienklauseln deutlich ab. Seine 
Annahme wSrde u. a. die vSUceirechtlichen Zweifel beseitigen, ob 
Zolltarif arische Retorsionsmaßnahmen gegen fremde Ausfuhrprämien 
als Verletzung der Meistbegünstigung aufzufassen sind. Der An- 
regung ist m. W. bisher nirgends Folge gegeben worden, ebensowenig, 
wie dem Vorschlage des früheren französischen Handelsministers 
Yves G u y o t , der etwa zur selben Zeit für eine Kartellklausel eintrat*-). 



Sitzungen vom 30. Oktober 1902 und 16. Ja&nar 1903. Stenograpb« 
Berichte Bd. 7, S. 6102; Bd. 8 S. 7342. 
Erwähnt voa Gotbehi a. a. Ol 
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Die Bekämpfung ausländischer Ausfuhrvergütungen ist bis- 
weilen auch ohne internationale Vereinbarungen, mitunter sogar in 
Widerspruch dazu, durch autonome Maßnahmen der Einfuhr- 
Staaten erfolgt; durch Bestinimungen der Zolltarife sowie durch be- 
sondere Gesetze oder Verordnungen. Ein Versuch in dieser Richtung 
wurde im deutschen Reiche bald nach dessen Gründung 
gemacht. Die deutsche Regierung legte im Jahre 1876 dem Reichs- 
tage einen Gesetzentwurf vor, der sie enuäclitigen sollte, bestimmte 
Waren, deren Ausfuhr »in einem andern Lande tatsächlich durch 
Ausfoloprämien begünstigt wird«, unter Zustimmung des Bundesrates 
bei der Einfuhr in das deutsche Zollgebiet mit einer Ausgleichabgabe zu 
•belegen, welche aber den Betrag der Ausfuhrprämie nicht übersteigen 
darf. Der Entwurf sollte nach dem Wortlaute der Motive hauptsächlich 
die Ausfuhrvergütungen treffen, »welche Frankreich seiner Eisen- 
industrie durch die mißbräuchliche Handhabung der Rückvergü- 
tungen des Einfuhrzolles mittels der Utres tCacqiUts-ä-cauticn ge- 
währte«, die nicht an die Foidenmg des Ihdentitätsnachweises ge- 
* knüpft waren — Schon 1868 hatte das deutsche Zollparlament 
beschlossen, den Vorsitzenden des Bundesrates aufzufordern, auf 
Beseitigung dieser versteckten Ausfuhrprämien hinzmvirken. Damals 
konnte man aber auf sie mit großem Gleiclimut hinblicken, weil 
der deutsche Einfuhrzoll höher war als die französische Ausfuhr- 
priUnie auf Eisen. Hit Anfang 1877 fielen die deutschen Eisenzfiile 
gans fortl Hierin lag die praktische Bedeutung des Gesetzentwurfes 
von 1876. Er fand indes lebhaften Widerstand im Reichstag und blieb 
schließlich , nachdem man ihn zunächst einer Kommission übor- 
wiesen hatte, unerledigt **). 

Noch schlechter erging es einige Jahrzehnte später ähnlichen 
Anregungen an derselben Stelle» indun i» nicht einmal sich su fSim-r 
liehen Anträgen veidichteten, sondern nur ganz nebenher geäußert 
wurden. Gelegentlich der bereits erwähnten Beratung des ZoUtarif- 
entwurfs von zgoz meinte der Abgeordnete Speck es möge 

Daneben daditen die Motive ancfa an die BekSmpfang der Zncker- 

prämicn mehrerer Nachbarstaaten. Unprflngiidi war die Maßiegd nodi Iflr 
andere Artikel vorgesehen gewesen. 

**) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages. 
8. Lagidaturptfiode, 4. Session 1876» 3. Bd. & 781 (Anlagen mden Verhandlungen 
Nr. 95). üeber die Verhandlungen im Plenum vgl. den 2. Bd. S. 737—768. 
Mit einigem Lächeln sieht man beute auf das Pathos der allgemeinen Grund- 
sätze zurück, mit dem die damaligen Minister Achenbach und Camphausen 
die Vodage verteidigten und sich entrfistet gegen die Ansfafarprämien frem- 
der Staaten als »künstliche Mittel« wandten, welche den »natürlichen 
Intereseen des internationalen Verkehrs« widersprechen , indem sie nicht 
4i4 MMtürikAe» Verkältnisse über die Konkurrenz (auf dem einheimischen wie 
anf dem Wdtmaikte) entscheiden laesen. Wie bald sdton mußte die Re- 
gierung jenen kItaistUchen Mitteln gegenüber einen ganz anderen Standpankt 
einnehmen, nachdem sie inswischen im eigenen Lande in Schwung ge> 
kommen waren. 

^ Sitrang vom 61, Deaember 1901, Stcnogr. Berichte 4. Bd., S. 3016. 
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vielleicht auch der Gedanke erwogen werden, ob wir nicht das Ver- 
fahren einführen könnten, das verschiedene andere Staaten ein- 
geschlagen liaben, welche Zollzuschläge auf solche Waren legen, 
die beim Ausgang atis den Exportiändem eineAasfohiprSmie ge- 
niefieii. Das werde etwa g^^überFranlmdizimAtisdziic^ 
das eine Ausfuhrprämie für Mehl eingeführt hätte. Derartigen Aus- 
gleichzöllen erklärte sich auch der Abgeordnete Molkenbuhr 
nicht abgeneigt *^). Irgendwelche praktische Bedeutung gewannen 
diese Erklärungen aber nicht. 

Dagegen haben andere Staaten schon seit länger ausländische 
Ausfuhrprämien durch besondere Zollvorschriften bekämpft oder hiezu 
weiug$tens der Regierung die Ennacbtigung erteilt . 

Die Vereinigten Staaten setzten bereits in der Dingley- 
Bill vom 24. Juli 1897 (Abschnitt 5) Ausgleichzölle [countervailing 
oder retaliatory duties) fest. Die Bestimmung ging in die folgenden 
Zolltarife über, nänüich in den Payne-Aldrich -Tarif vom 5. August 
1909 (Abschnitt 6) und in den Underwood-Tarif vom 3. Oktober 1913. 
Im letzteren lautet sie: »Wenn immer ein Land, eine Besitzung, 
Kolonie, Provinz oder sonstige politisclie Unterabteilung auf die 
Ausfuhr irgend eines Gegenstandes oder einer Ware aus dem be- 
treffenden Lande, der Besitzung, Kolonie, Provinz oder sonstigen 
politischen Unterabteilung unmittelbar oder mittelbar eine Prämie 
oder Vergütung zahlt oder gewahrt und dieser Gegenstand oder diese 
Ware nach den Vorschriften dieses Gesetzes zollpflichtig ist, so soll 
bei der Einfuhr eines solchen Gegenstandes oder einer solchen Ware 
nach den Vereinigten Staaten neben den sonst in diesem Gesetze 
festgesetzten Zöllen ein Zuschlagszoll in Höhe des Reinbetrages 
der Prämie oder Vergütung erhoben oder gezahlt werden, gleichviel 
in welcher Weise diese gezalilt oder gewährt ist. Dabei ist es gleich- 
gültig, ob die Ware unmittelbar ans dem Erzeugungslande oder in 
einer anderen Weise eingeführt wird und ob die Ware in demselben 
Znstande, wie sie aus dem Erzeugungsland ausgeführt ist, eingeführt 
wird, oder ob sie durch Verarbeitung oder sonstwie verändert worden 
ist . . .««). 



*•) »Ich wüßte einen Zoll, den ich iur berechtigt halten würde. Das ist 
der, da6 maa z. B« AusfnltrprSmien einfach durch Zölle wirkongsloB nadit. 
Wenn man sieht, daß ii^end ein Staat oder ein Kartell Prämien dafür zahlt, 
daß nach irgend einem Lande hin exportiert wird — wohlan, so machen Sie 
diese Prämien durch Zölle wirkungslos, oder wenn irgendwo eine Ausfuhrprämie 
«of Bmo oder Weisen gegeben iviid, meinetwegen laaidien Sie «ndi die dnidi » 
Zölle wirkungslos, was ich nur für berechtigt halte.« Die Entgegnung des damaligen 
Staat«;sckretärs des Innern, Posado wsky -Wehner: nach diesem Grundsätze 
müsse Molkenbuhr »bei der großen Ausdehnung des ausländischen Trustwesene 
schon einem giofien Teile des ZoHtuif-Entwoxfes snstlaunen« — enthielt niKltlr- 
lieh eine stark» xlietorisclie Uebertreibnng der sasUndisdien Ausfuhrbegünsti^ 
gangen. (Sitzung vom 2. bc«r. 3. Desember igoz; Stenogcaphisclie Beiichle,, 
4. Bd. S. 2902 bzw. 2912.) 

*) Abs. 4, £. Abgedrackt im Deutschen Handelsarchiv 19x3 I S» 116^ 
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Die amerikanische Ermächtigung geht auf die Bekämpfung 
der Zackerprämien des europäischen Festlandes zurück, welche die 
heimische Zackerindastrie empfindlich schädigten — Wegen der 
gleicfaen Wirkungen hatte man schon einige Jahrzehnte fräier in 
England ähntiche Maßnahmen befürwortet. Eine Parlamentskommis- 
sion, die Iiier zur Untersuchung der Folgen der Zuckerprämien im 
Jalire 1879 eingesetzt worden war und im August 1880 ihren Bericht 
erstattete, schlug die Einführung von Ausgleichzöllen vor; doch 
komite sich die englische Regierung nicht dazu entscnließen, weü 
sie, an den Gnmdsätzen ' des Freihandels festhaltend, die Biteressen 
der Verbraucher nicht schÜUligen wollte und die Einhebung von ver- 
schieden hohen Ausgleichzöllen als einen Bruch der in den Handels- 
verträgen zugestandenen Meistbegünstigimg ansah. Den ersten ent- 
scheidenden Schritt unternahm dann die Regierung der Vereinigten 
Staaten. Zunächst bestimmte der Zolltarif vom 27. August 1894 
(WUscm IuH) einen ZnschlagszoU von Vio fOr jedes Pinnd ein- 
geführten Zuckers» der im Herknnftsland eine unmittelbare oder 
mittelbare Prämie genossen hatte. Während dieser Zuschlag aber 
einseitig, ohne Rücksicht auf die Höhe der fremden Prämien fest- 
gesetzt war, ermöglichte drei Jahre später die erwälinte Bestimmung 
des Dingley-Tarifs, die Zuschläge nach dem Verkaufslande des Zuckers 
abzustufen tmd derart die Prämien der Ausfuhrländer in ihrem ganzen 
Umfange in Rechnung zu stellen. Die Regierung hat von dieser Be» 
fugnis Gebrauch gemacht und entsprechende Znsdiläge für den 
prämierten Zucker in Kraft gesetzt. Die Bestimmung des Zolltarifs 
war aber schon damals durchaus allgemein gehalten und beschränkte 
die Regierung nicht auf Maßnahmen gegen die Zuckerprämien. In- 
dessen wurde die Ermächtigimg gegen andere prämierte \\'aren 
m. W. bisher nicht bemtst. 

Fttr Spanien bestinmit die K&nigliche Verordnung vom 
23. Mäiz Z906 zum Zolltarif , Art. 3, Abs. 3: (Die Regierung kann) 
»Waren, die in ihrem Ursprungslande eine Aosfohipräinie geniefien, 
Zoilzuschlägen unterwerfen« *•). 

In F r a n k r e i c h ist die Fassung ähnlich. Sie lautet : »Die 
Regierung wird ermächtigt, durch im Ministerrat zu erlassende Ver- 
ordnungen . . . sollpflichtige oder soUfeeie Waxen, fOr die im Ursprungs- 
oder Verkaufslande eine unmittelbare oder mittelbare Ausfulirprämie 
gewährt wird, mit einem Ausgleichzoll in Höhe dieser Pränüe zu 
belegen«^). Ursprünglich war ein erheblich ausführlicherer Wort- 
laut vorgesehen. Die entsprechende Stelle des Entwurfs hieß näm- 
lich: »Die Zollsätze, die in der dem Zolltarifgesetze vom 11. Januar 
1898 beigegebenan und im gegenwärtigen Gesetze abgeänderten Liste 
der Einfuhrzolle enthalten sind« werden um den Betrag jener direkten 
oder indizeklen Mmien erhöht,.die dm Exporteuren in den Ursprungs- 

*) Qoe rMdi «nterrichtende DareteUnng bei Jos. Grunsel, System 

Handelspolitik, 2. Aufl. (1906) S. 504 und 515. 

") U. a. abgedruckt im Deutschen Handelsarcbiv 1906 I & 12991. 

**} Vgl. Deutsches Handelsarchiv 1911 I S. 173. 
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oder Erzetigongslandem der in Fnmkreich ztxr Einfuhr gelangendan 
Produkte gewährt worden sind; vorausgesetzt, daß diese Prämien 
oder Begünstigungen (primes on avantages de quelque nature qu'ils 
soient) dazu führen, die normale Freislage zu stören (fausser les 
com ncMmakix) und auf don fransSsisciien Maricte firelse 01 schaffen, 
die unter den Dnräischnittspieisen stehen, welche stur Zeit der Ausfuhr 
£üii die gleichen Waren in den HerknnftslSndem galten«. Der Betrag 
dieser Zuschlagszölle (cesmajorations exceptionnellesde droits d'entree) 
sollte in jedem Einz^^e durch Dekret des Präsidenten der Bepublik 
festgesetzt werden. 

Die französische Fassung verwahrt sich außer gegen die offenen 
auch gegen die sogen, »versteckten« AusfuhrprSmien, wie sie bekannt- 
lich vor allem dort bestehen, wo bei ZoQ-RQckverg&tungen dem 
Exporteur mehr als der wirUidi gesahlte Zoll gewährt wird. 

Daß hingegen die Rückerstattung gezahlter Zölle und innerer 
Verbrauclisabgaben beim Austritt einer Ware aus dem Zoll- und 
Verbrauchsgebiet stets zulässig war und ist, gilt als allgemeine 
Regel Ob dazufifardie neueste Zeit vielleicht eine Einschrän- 
kung gemacht werden muß? Es bestehen nämlich neuerdings einige 
autonome zoUtarifariscfae Vorschriften, die — wenigstens möglicher« 
weise — auch gegen reine Rückvergütungen die Anwendung von 
Ausgleichszöllen (oder andere Maßnahmen) gesetzlich sanktionieren. 

Eine einschlägige serbische Bestimmung hat die folgende 
Fassung: »Die Regierung wild ermächtigt, ffir ausländische Waren, 
welche one Ausfuhrprämie in welcher Form immer oder irgend welche 
andere Begünstigungen genießen, den Zollsatz mindestens um jenen 
Betrag zu erhöhen, welchen die Prämie oder die betreffende sonstige 
Begünstigung darstellt« 

Ebenso wie Serbien sehen die Vereinigten Staaten Zollzu- 
sdiläge vorauf eingeführte Waren, die »irgendwelche« Vergünstigungen 
genießen. Ob freilich unter diesen Vergünstigungen auch reine Rtlck- 
vergütungen von Zöllen und Steuern ZU verstehen sind, welche den 
wirklich geleisteten Zoll- und Steuerertrag nicht überschreiten, ist 
eine Frage der Rechtsauslegung der Einfuhrländer. Eine weitere 
Frage ist, in welchem Maße die Bestimmungen bisher praktisch an- 
gewendet worden sind. Mir ist es bisher nicht gelungen, solche Fälle 
ausfindig m machen; und leider steht mir gegenwärtig weder das 
liaterial noch die Zeit sur Verfügung, mich über die Motive des 
Gesetzgebers zu unterrichten. Indessen bieten diese ja auch keine 
sichere Bürgschaft, daß nicht später die Rechtsprechung gewisse 
Vorschriften in abweichendem Sinne deutet. 

Eine ziemlich authenische Interpretation dagegen besitzen wir 
IQr die Prämienklausel des schweizerischen Zolltarifgesetzes 
vom 10. Oktober 1902, wdche lantet: 

Lippert, Das internationale Flnantfecht S. sßt* 
**) Zolltarifgesets vom 3x. Min 1904 «. St.; Art 13. Abgwfrnckt im Zoll- 
to mpftfl» 2. Bd. (19x1) S. aaSk 
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»Art. 4, Abs. 2. Der Bundesrat ist überhaupt ermächtigt, in 
Fällen, in welchen der schweizerische Handel durch Maßregeln des 
Auslandes gehemmt wird, oder in irelclien die Wirkung der sdiweiaeri- 
schen Z&iie durch Ansfohrpramien oder ähnUche Beg&nstigmigen 
beeinträchtigt wixd, die ihm geeignet erscheinenden AnordnnngeD 
m treffen« 

Hiezu ist offiziell bestätigt, daß sich die Ermächtigung zu Aus- 
gleichszöllen nicht gegen reine Rückvergütungen richtet. Bei den 
Verhandlungen über den schweizerisch-deutschen Handelsvertrag von 
1904 wnrde im Zusammenhang mit den Erörterungen ilber die deut- 
schen Getreide-Einfuhrscheine auch die Tragweite des Art. 4, Abs. 2 
des schweizerischen Zolltarif-Gesetzes besprochen. Aus dem Ver- 
handlungsprotokoll geht deutlich hervor, daß die schweizerischen 
Unterhändler jene Bestimmung nur als Ermächtigung zu Maßnalimen 
gegen tatsächliche Ausfuhrprämien auffaßten. Die fragliche 
Eimächtigung werde in der Praxis schwer verwertbar sein, u. a. wcnl 
sich der Betrag der gezahlten Ausfuhrpirimien, namentlicfa aofeni 
«s sich um die von privaten Verbänden gezahlten Vergütungen handle, 
in den meisten Fällen nicht mit Sicherheit feststellen lasse. Femer 
werde die wirksame Durchfülurung einer auf die fragliche Bestimmung 
gestützten Maßregel die Einfülirung von Ursprungszeugnissen er- 
fordern, was für den Handel Belästigungen mit sich bringen werde, 
die «aOer Verhältnis zu dem von der Malhegel m erwartenden Nutaen 
stehen würden. Dazu komme die Befürchtung, daß der betroffene 
Staat der Schweiz gegenüber zu Repressalien schreiten könne. Aus 
diesen Gründen sei nicht anzunehmen, daß die fragliche Bestimmung 
eine praktische Bedeutung insbesondere gegen Deutschland erlangen • 
werde. 

Tatäicfalich ist aber dieser Fall schon bald darauf ongetraten, 
und zwar gelegentlich des schweizerisch-deutschen ICehlzoll-Konfliktes. 
Im Herbste 1907 überreichte der Verband schweizerischer Müller 

dem schweizerischen Bundesrate eine Denkschrift, worin über eine 
angebliche unloyale Konkurrenz deutscher Mühlen in der Schweiz 
geklagt wurde, welche auf Grund des rein agrarisch orientierten 
deutschen Einfuhrscheinsystems ohne Identitätsnachweis versteckte 
staatliche Ausfuhrprämien för ihre Mehlausfnhr genieBen. Der 
Streit beschäftigte seit Mitte 1908 eine breitere Oeffentlichkeit in 
Deutschland und der Schweiz und nahm im folgenden Jahre bekannt- 
lich recht scharfe Formen an. In der Schweiz verlangte man die 
Anwendung der genannten Prämien kl au sei des Art. 4 Abs. 2 des 
schweizerischen Zolltarifs, eben unter Hinweis auf die Ausartung 
der deutschen Einfuhrscfaeine in Aosfohiprämien. 

Einer der wichtigsten Strntpunkte war d«an auch nicht redit- 
licher, sondern tatsächlicher Natur, nämlich, ob Deutschland durch 
die Erteilung der Einfuhrscheine (speziell für Weizenmehl Nr. o) in 
Wirklichkeit für seine Mehlausfuhr Prämien gewähre. Mit anderen 
Worten: Ob die Erteilung eines Einfuhrscheines auf 160 kg Weizen 

**) Abgedruckt im ZoUkompaß, 9. Bd. (Schweiz) 2. Teil (Wien 1915) S. 70. 
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t)ei der Ausfuhr von loo kg Weizenmehl Nr. o eine Uelierschätzung 
des tatsächlichen, für diese Ausbeute erforderlichen Weiisenquantums 
und daher eine indirekte Ausfulirpräiiüe bedeute? 

Aus den daxpaligen Verhandltui^ geht jedenfoUs hervor, daß 
^6 Sdiweiz Zuschla^solle nur gegen tatsächliche FrSmien — nicht 
gegen reine Rückvergütungen, Drawbacks — anwenden wiU ; wenig- 
stens gegenüber solchen Staaten, mit denen sie Handelsverträge ab- 
gesclilo3sen hat Dagegen ist die zweite Frage, die in jenem Kon- 
flikte erhebliche praktische Bedeutung gewann, damals zwar lebhaft 
besprochen, aber ihrer allgemeiiifin völkerrechtlichen Natur gemäß 
nicht grond^tzlich geklärt worden. Es war die Frage, ob die schwei- 
aserische Regierung, trotz der Bindung ihres Mehlzolles im Vertrage 
mit Deutschland auf 2.50 Frank bereclitigt sei, einer tatsächlichen 
Ausfulirprämie durch einen entsprechenden Ausgleichszoll zu be- 
gegnen ? 

Der schweizerische Bundesrat wollte diese Frage durch ein 
Schiedsgericht entscheiden lassen und riditete in diesem Sinne eine 

Kote an die deutsche Regierung unter Berufung auf die Schieds- 
gerichtsklausel im deutsch -schweizerischen Handelsvertrage. JHe 
deutsche Regierung aber schob die Entscheidung über das schweizeri- 
sche Verlangen immer wieder hinaus ; sie wollte die Frage ül>erliaupt 
nicht vor ein Schiedsgericht gebracht sehen, um nicht das Einfuhr- 
System, das in den maßgebenden Kreise als eine Grundlage der 
<teatsGhiBn Agrarpolitik galt, zu geföhiden. Man hegte in Deutsdüand 
die wohl übertriebene und unbegründete Befürchtung, daß im Falle 
■einer Nachgiebigkeit gegen die Schweiz andere Staaten mit nicht 
sehr hohen Mehl zollen, wie Belgien, Holland usw., in gleicher Weise 
gegen die deutsche Mehlausfuhr vorgehen würden imd daß schließlich 
«ogar die Einfuhrscheine auf Getreide entschiedener Gegnerschaft 
bei den hiedurch konkurrenzierten Getreideprodnktionsgebieten be- 
Hegnen konnten*^. 

Aber auch ganz allgemein hat sich Deutschland seit jeher — z. B. 
in der Frage der Ausgleichzölle für Prämienzucker bis zur Brüsseler 
Zucker konvention — auf den Standpunkt gestellt, daß die Meist- 
begfinstigung der von Dentsdiland mit andern Staaten abgeschlos- 
senen Verträge eine unbedingte sei und nicht unter Berufung auf 
irgendwelche Maß egeln der inneren deutschen Gesetzgebung dmdi- 
bnjchen \verden dürfen. 

Im Ixisonderen wurde den amerikanischen Zuschlagszöllen des 
Wilson-Tarifs von 1894 für Zucker aus Prämienländern von deutscher 
Seite entgegen gehalten, diese Maßregel widerspreche zweifellos der 
Mieistbeglinstigung in dem bekannten Artikel V des preuOisdi-ameri- 

Es ist mir nicht bekannt geworden, ob die Möglichkeit dieser Be* 
adifiakimfir anf VerttmgntHstea ErOrtennig gefamden hat. 

Sigmund Schilder, Der deutsch-schweizerische Mehlkonflikt.HaQd^ 
maseum 24 (1909) S. 29 -^32. Und R. G. Bindschedler, Zum adiweiserisdi* 
deutschen Mehlzollkontlikt. Daselbst S. 97-^. 
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kanischen Vertrags vom Jahre 1828. Denn dort war vereinbart, 
daß im Generaltarife keine Differenzierung vorgenommen werden 
dürfe. Und das bedeute, daß die Union allen Zucker so schlecht be- 
handftln mSase wie den deutschen; daß, wenn sie einen ZnschlagszoU 
«rliebe, sie diesen nicht nur attf den Zncker ans FtänuenlSndem» 
sondern aus allen Ulndem legen müsset 

Mit ähnlicher, m. E. nicht stichhaltiger Begründung hat Rußland 
der JBekämpfung seiner Zuckerprämien zähen Widerstand entgegen- 
gesetzt Sehr entschieden nahm es Stellung gegen die Ausgleichs- 
zölle, mit denen der Dingley-Tarif der Vereinigten Staaten im Jahre 
1897 den Främienzncker belastete. Rußland vennobhte sogar der 
mächtigen Zuckerkonvention zu trotzen, erhob längere Zeit Straf- 
zölle gegen den Thee Indiens und Ceylons, ließ sich in den am i. März 
1906 in Kraft getretenen Handelsverträgen mit Deutschland sowie 
Oesterreich -Ungarn den Verzicht auf Ein\rände gegen die Brüsseler 
Konvention durch besondere Zugeständnisse abkaufen und trat erst 
in den Verlangeruigsverträgen von 1907. gleich&lls gegen besondere 
Zugestandnisse für die russische Zudonansfohr nadi Westeuropa, 
der Konvention bei. 

Freilich stützte Rußland seinen Widerstand darauf, daß Feine 
Prämien nicht so offenkundig gegeben mirden wie jene der mittel- 
europäischen Länder, Die russischen Zuckerpränüen gingen nämlich 
aus einem künstlich verschlungenen Spiele nüt einem von Staats 
wegen erzwungenen Kartell, sowie mit staatlich geregelten Absats- 
beschrankungen und willkürlichen Pteisfestsetsungen auf dem russi- 
schen Inlandsmarkte hervor. Dieses Spiel war aber für jeden Fach- 
mann unschwer zu durchschauen und die russischen Zucker ausfuhr- 
prämien konnten auf Rubel und Kopeke genau berechnet werden, 
obwohl die russische Regierung die von ihr absichtüch hervorgerufene 
Unldaiheit zor Ableugnung der Prämien benutzte. 

Daß auch England anfangs der 1880er Jahre die Einhebung 
von verschieden hohen Ausgleichszöllen für unvereinbar mit der 
Meistbegünstigung hielt, sahen wir bereits. 

Die Vereinigten Staaten haben in dem Abkommen vom 14. Juli 
1900 mit Deutschland sich vorbehalten, Zuschlagszölle in der Höhe 
der Prämien, die die Zuckerausfuhrländer gewähren, zu erheben; 
im tfbrigen aber die volle Meistbegünstigung zugestanden. Mit Bezug 

L. Glier, Die MeistbegünstignngsklaaaeL Heft 3 der VeriMfent- 

lichungen des mitteleuropäischen Wirtschaftsvereins. Berlin 1905 S. 303. Da» 
selbst S. 242 ist der Wortlaut der preußisch-amerikanischen Klausel von 1828. 
Glier tolgt: Ernst v. Teubern, Die Meistbegünstigungsklausel in den 
iiitenwtioiialeii Haadelsvertrtgen. Beiheft x «am 7. Bd. der Zeitschr. 1 VBIkeF» 
mäit. Breslau 1913 S. 65-^7. Hier iat auch zitiert: N. J. S t o n e , Most- 
favored-nation relations between Getnuuiy «ad the United States. North 
American Review Bd. 182 (1906). 

") Für das Folgende benntae ich die soeben erschienene Schrift von Sig- 
mund Schilder, Mitteleuropa and die Me&tbegfinstignngsfrage. 3S> Heft 
der Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeltfragen, hng. ton Gg. Scbttis und 
JoL WoU. Stuttgart 19x7 S. 41 ff. 
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auf jenen Vortwbalt meinte der Allgeordnete Gothein im Reiciis- 
tage •"), er gebe ohne weiteres zu, daß eine derartige Bestimmung 
dem Geiste der Meistbegunstigungsklausel widerspreche; aber die 
vertragenden Staaten seien übereingekommen, eine Verletzung darin 
nicht zu erblicken. Nachdem wir nun einmal — und zwar selbst 
Deutschland imd Frankreich» die die Meistbegünstigung zwischen 
sich durch den Art. xz des Frankfurter Friedensvertrages festgelegt 
liaben — in der BrQsseler Konvention keine Verletzung dieses Art. iz 
gefunden hätten, so hätten wir nunmehr auch kein Recht, in den 
ame ikanischen Zuschlagszören zu ftämienzticker eine Verletzung 
der Meistbegünstigung zu sehen. 

Durch diese Wendung näherte sich Gothein praktisch durchaus 
der Ansicht efner Minderheit, ta, deren grundsätdidi anderem Stand- 
punkt sich in denselhen Verhandhingen **) der Abgeor^te P a c h- 
nicke bekannte: Die Verletzimg der MeistbegQnstigimg erfolge 
dtuch die Ausfuhrprämien und nicht durch die gegen sie angewandten 
Zuschlagszölle! Die Länder, die keine Ausfulirzuschüsse zahlen, 
seien differenziert gegenüber denen, die sie gewäliren. Und dadurch 
sei die Meistbegünstigung faktisch durchbrochen. Auch sonst hat 
man bisweilen m. £. mit Recht gesagt, der AnslUhrpiSmien gewährende 
Staat werde durch die Ausgleichsz5lle nicht benachteiligt, sondern 
68 werde ihm bloß eine Ueberbegünstigung entzogen, die 
er den prämierten Waren aus eigenen Mitteln gegenüber dritten 
Ländern erteilt hat. Die Ausgleichszülle verletzten mitliin nicht die 
unbeschränkte, unbedingte Meistbegünstigung. Die Rechtfertigung 
wird aber,, so vid ich voriäufig sehe, in iSaulschland nur veieinielt 
anerkannt. Zwar laßt man sie zur Not für staatliche Ausfuhipiä- 
mien gelten, deren Vorhandensein Und Betrag mehr oder weniger genau 
festzustellen sind. Anders dagegen stehe es mit den privaten 
Prämien, die sich Kartelle, Truste und sonstige Monopoleinrichtungen 
auf Grundlage einer großen gewinnbringenden Ausbeutung des Inland- 
markts mittels hohe Schutzzölle leisten können. Hier sei bereits 
das Vorhandensein von Aosfohrprämien und noch öfter <foren Ausmaß 
zweifelhaft, und hier seien AusgleichszSUe jedenfalls eine Dörth- 
brechung der Meistbegünstigung. 

Diese Anschauung teilt auch Schilder. Er mißt indes den »2»11- 
tarifarischen Drohungen gegen Ausfuhrprämien« keine große prakti- 
sche Bedeutung bei. Sie dienten meist nur zur Beunruliigung, Mürbe- 
machung der Länder mit kartellierten, vertrusteten, prämiierten 
Ausfnhriiidustrien. Abgesehen von den Verhältnissen des internatio- 
nalen Zuckergeschäftes seien die Vorscliriften mehr nur theoretisch 
bemerkenswert; zu einem tatsächlichen, nicht bloß angedrohten 
Vorgehen gegen private Ausfuhrprämien sei es nur höchst selten 
gekommen. Er weiß dafür nur auf eine kanadische Verordnung vom 

*■) Sitzung vom i6. Januar 1903. Stenographische Behchte. 10. Legis« 

laturperiode, 2. Session 1900/03, 8. B<L S. 7342. 

Sitiong ▼om 4. Nbvtember 1908. Stenogn^bisdie Berichte, 7. Bd. 
S. 61Z7. 
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Dezember X909 betr. die ZoUbehandlung von verzinkten und Schwärs^ 

blechen hinzuweisen Die Maßregel ist aber weiter nichts als eine 
von zahlreichen Bestimmungen über die Erhebung der uns bereits 
bekannten Dumping-duty. — Die ganze Gesetzgebung gegen das 
Dumping, die wir im ersten Teile des vorliegenden Aufsatzes aus- 
fOhriidier kennen lernten» scheint dem Autor nicht genügend vertrant 
m sein« sonst wfiide sein Urteil wohl etwas anders lauten. 

Eine Ausnahme erhöhter Wichtigkeit dagegen läßt er gelten» 
indem er eine gewsse Vorgangs weise, die in Ländern mit Wertzöllen 
nicht selten anzutreffen ist, als Versuch eines Ausgleichszolles gegen 
Ausfuhrprämien auffaßt. Bekanntlich werden vor allem in den 
Vereinigten Staaten, aber auch in Kanada, Australien usw., bei der 
Erhebung der WertzSUe nicht immer die Fakturenbeträge zugrunde 
gelegt. Die Warenrechnungen könnten ja fingiert sein und zu 
Zwecken niedriger Verzollung zu niedrige Preise enthalten. Deshalb 
werden die vidierten »Konsul arfakturen<f vorgeschrieben, wo zur 
Erlangung dos Visums der Exporteur dem Konsul des Einfuhrlandes 
die Geschäftsbücher vorlegen muß. Indessen auch an diese Fakturen 
sind die ZoUbehMen nicht gebunden, wenn die Inlandspreise im 
Ausfuhrland höher sind als die Rechnungsbetrage. 

Diese Vorschriften, über deren mit vielfachen bürokratisdbea 
Scherereien und wichtigeren Nachteilen «^) verbundenen rigorose 
Durchführung die Exporteure seit Jaliren lebhaft klagen, bezwecken 
natürlich formell lediglich die Sichenmg des Einfuhrstaates gegen 
ZoUbetnig. Tatsächlich meint Schilder, dürften sie aber in erster 
Linie gegen jene privaten Ausfohrprämien gerichtet sein, die nicht 
selten bei hohen Zöllen im Ausfuhrland von industriellen Vereinigungen 
zum Nutzen der Mitglieder gezahlt werden. Die genannten Wertzoll- 
länder wollen ihre Zollbehörden nicht mit der mühevollen, oft kaum 
zu erbringenden Feststellung belasten, ob die höheren Inlandspreise 
der Bezugsgebiete die Grundlage von Ausfulirvergütungen seien, 
sondern sie nehmen dies von vorne herein als erwiesen an. 

Durch ein solches Vorgehen soll nun die Meistbegünstigung zum 
Schaden der Schutzzolländer mit hohen Warenpreisen verletzt sein, 
während die Freihandelsländer mit niedrigeren Warenpreisen be- 
sonders begünstigt werden. Diese grundsätzliche Rechtsfrage der 
Meistbegünstigung für Länder mit höheren imd niederen Inlands- 
preisen hätten nach der Focdeinng SchÜdecs die Ausfuhrländer in 
erster Linie zu erörtern und tunlichst zur Entscheidung zu bringen, 
statt sich durch das geschickte Verfahren der Washingtoner Regierung, 
die nur vom Kampf gegen Zollbetnig spricht, von dem Rechtsstand- 
punkt abdrängen zu lassen und sich mit den Nachweisen von Fall 
zu Fall zu begnügen, daß die Fakturenbeträge nicht fingiert und auch 
nicht niedriger als die Inlandspreise des Ausfuhrlandes sind. — 

Der Leser kann sie im Deutschen Handel&-Archiv 19x0 I S. 276 nach« 
•dhlicen. 

Z. B. wird es dem Konsul oft möglich sein, aus den voifdegten Naclk- 
«dsan dar Exportenre GgachäfiageheimnisäC dea Ansfuhrlaadiet la «Etehfeiu 
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Mögen früher immerhin jene technischen Vorschriften Aber die 

Beststellang des Zollwertes ^ter in protektionistischer Absicht an- 
gewendet worden sein '*), so ist neuerdings ihre zollpolitische Be- 
deutung doch wohl erheblich zurückgegangen, nachdem geiade in 
jenen Ländern, welche jene Wertzoll- Vorschriften haben, auch die 
Dumping-Klausel eingeführt ist. Hätte Schilder diese in seine Be- 
trachtungen anbexogen« so würde er deien SonderaSUe natürlich 
erst recht aJs eine Verletzung der Meistbegünstigung beurteilt haben. 
Es erscheint mir aber recht zweifelhaft, ob sich der Standpunkt dtsk 
eben erwähnten Maßnahmen gegenüber aufrecht erhalten läßt. 

Eine eingehende Behandlung dieser Frage ist sehr erwünscht, 
nicht allein im wissenschaftlichen Interesse. Auch die handels- 
politisdie Prauds mnß Wert auf eine Klärung der Verhältnisse legen,, 
besonders auch in Deutschland. Nicht nur wird die deutsche Vdks- 
Wirtschaft mit in ecster Linie von den Hemmungen betroffen, welche 
vor allem die überseeischen Staaten der Einfulir aus den entwickelten 
Industrieländern mit den in diesem Aufsatze geschilderten Maßnahmen 
entgegensetzen, sondern deutsche Industrielle erwägen auch, ihrer- 
seits in ähnlicher Weise gegen fremden Wettbewerb vorzugehen. 

Wild doch 2. B. davon gesprochen, die deutsche Ausfuhr durch 
«m'^assende staatliche Unterstützungen zu fördern, deren Kosten 
etwa aus einer allgemeinen Abgabe auf Rohprodukte bestritten werden 
sollen. Und dieser Vorschlag wird von nicht einflußlosen Kreisen 
ernstlich erwogen. Das geht u. a. daraus hervor, daß sich der General- 
direktor eines der größten deutschen Hüttenwerke veranlaßt sali, 
nachtrSgUch hiegegen anzutreten. »Vor einem Ausfnhrvergütungs- 
System in der gedachten allgemeinen Form kann ich nicht dringend 
genug warnen. Hat man schon vergessen, wie die »privaten« Ausfuhr- 
vergütungen, die man im Ausland gern als »staatliche« bezeichnete, 
einen Vorwand zur Bekämpfung deutscher Einfuhr abgaben?«*-")» 

Auf einer Tagung des Verbandes sächsischer Industrieller hat 
Stresemann vor einigen Jahren auf die Gefahr einer Ueber» 
fhitung d«s deutschen Marktes mit billigen, unter l^tstehungskosten 
abgestoßenen Waren hingewiesen. Und selbst bis in die amerikani- 
schen Zeitungen ist die Nacliricht gedrungen, daß derselbe Verband 
den Bundesrat zu Maßnahmen gegen diese Gefahr aufgefordert und 
vorgeschlagen hat, die Einfuhr nach Deutschland vorübergehend 
SU beschränken, etwa indem man sie an! einen bestimmten Prozent- 
satz der früheren Friedenseinfuhr kontingentiert. Die New York 
Evening Post vom 25. Januar 1916 knüpfte an die SGtteilung eine- 
Frage, die man freilich den Amerikanern wohl surückgeben darf: 
tDuntpers or dumpces ? « 

Abgeschlossen Pfingsten 1917. 

*') In diesem Sinne auch G. G o t h e i n in der Rcichstagssitzuqg vook 
t& Janaar 1903: Die Vereinigteaa Staatoi wehren sich bereits gegen Kartell» 

Exportprämien z. B. beim deatsclien Eisen. Sie erheben die Wertzölle nicht 
nach dem fakturierten Preis, sondern nach dem Preis, der im Produktionslande- 
erzielt wird. £s hat das vielleicht auch teilweise schon die gute Wirkung gehabt» 
daB ttnnmelir auch unsere EäsenkarteUe mit ihren Inlandspreisen -wesenflklk 
heiabgehen. 

**) Dentache volkswirtacba ft liche Koirespoodens, aaftmgt Oktober 1915. 
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